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Editorial 


Drei Jahre nach der deutschen Einheit. InRussland war wieder mal Revolution oder, wenns 
besser gefällt, ein Putsch. Man konnte sehr schnell aufatmen, denn der Diktator stabilisier- 
te seine Macht und die zahlreichen Atombomben des zerfallenden Sowjetreiches sind jetzt 
wieder halbwegs in sicherem Griff. Über Alternativen für Russland wagt man gar nicht 
mehr nachzudenken - die einzig ernstzunehmende Opposition sind offenbar die Alt- 
kommunisten, die zu den gedeihlichen Zuständen unter Väterchen Stalın zurückkehren 
wollen. Wer an die Illusionen der Jahre 1989 und 1990 denkt, wird bitter. Wo ist das von 
Gorbatschow im Verein mit den westlichen Politikern angekündigte "gemeinsame Haus 
Europa"? Die Notlage und dieVerhandlungsbereitschaft der Osteuropäer wurde ausge- 
nutzt, um sie in die gleiche Position zu drängen, die bisher schon die Staaten der 3. Welt 
hatten. Die kleinen und großen Kriege zwischen allerlei Bandenführern werden ausge- 
nutzt, um ihnen Waffen zu verkaufen und unter dem Vorwand von Hilfsleistungen 
imperiale und wirtschaftliche Ansprüche der Industrieländer zu befriedigen. Ein kluger 
Arzt macht eiternde Wunden. 

Auch die deutsche Einheit im Rahmen der Westintegration hat nıchts von dem 
gebracht, was versprochen worden war. Die Funktionäre des SED-Regimes haben warme 
Plätzchen in der westdeutschen Wirtschaft gefunden, dıeanderen beziehen fette Pensionen. 
Die Opfer ihrer Untaten werden, wenn überhaupt, mit ein paar Groschen abgefunden. Die 
politische Kaste findet kein nützlicheres Vergnügen, als die verbliebenen Grundrechte der 
Bevölkerung weiter zu durchlöchern und bedient sich immer frecher an den Steuergeldern. 
Die wirtschaftlich Mächtigen nutzen die Gunst der Stunde, um das Tarifrecht außer Kraft 
zu setzen und Subventionen zuerpressen. Für den Fall, daß dieRechnung nicht aufgeht und 
die Opposition wächst,schielen die Herrschenden nach den Neonazis - wer weiß, wozu 
man sie noch brauchen kann. Aber solche Befürchtungen sind derzeit grundlos. Die 
Opposition istgespalten. Siedenktnichtüber Alternativennach, sondern betreibt Phrasenkult 
und jammert über verlorene Patentparadıiese. 


Bildnachweis: Titelbild, S. 14 und Rückseite: Frank Feyertag, S. 5: Rolf Walter, S. 7 und 
10: Fokus, Jurin Reetz, S. 16 und 18: Jujka 
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Die Opfer zu Mitschuldigen machen 
Prozeß gegen die Mörder des Ostberliners Silvio Meyer 


Nicht nur im “telegraph’” wurde berichtet, daß der Ostberliner Silvio Meier am 21. 
November vorigen Jahres von rechtsradikalen Jugendlichen ermordet wurde. In diesen 
Tag fand der Prozeß} gegen die Mörder statt. Wir sprachen mit Freunden Sılvıos, die beim 
Prozeß dabei waren, mit Joni, der von den Rechten schwer verletzt wurde, mit Christine, 
dıe unverletzt davon kam und mit Crischi, der Verlobten Silvios. 


“‘telegraph’’: Christine, Crischi, Jonıi, ihr 
habt den Prozeß gegen Sılvios Mörder 
mitgemacht. Was war Euer Eindruck? 
Christine: Ich war nur als Zeugin zuge- 
lassen und durftenur während meiner Aus- 
sage inden Gerichtssaal. Weil ichzwar bei 
der Tat dabei war, aber keine körperlichen 
Schäden dävongetragen habe. 
Crischi: Als Verlobte von Sılvıo war ich 
erst recht nicht zugelassen, weil ichmit der 
Angelegenheit angeblich nichts zu tun hat- 
te. Es war eine Verhandlung gegen Ju- 
gendliche und für die gilt nach bundes- 
deutschem Recht besonderer Schutz. Es 
war nicht einmal ein Rechtsanwalt zuge- 
lassen. Man kann das Gesetz natürlich 
weıt auslegen undauch psychisch Geschä- 
digte als Beteiligte anerkennen, aber man 
kann es auch eng auslegen. Ich habe den 
Richter angerufen, habe mich als Verlobte 
vorgestellt und gesagt, daß ich mich als 
Geschädigte an dem Prozeß beteiligen 
möchte. Der Richter meinte, daß ich keine 
Geschädigte bin und nicht teilnehmen darf, 
ebenso sei Christine keine Geschädigte 
und genausowenig dürften die Eltern von 
Silvio am Prozeß teilnehmen. Am 1. 
Prozeßtag, am 13. September, haben wir 
dennoch versucht, zugelassen zu werden. 
Wir konnten uns noch gegen den Gerichts- 
dıener durchsetzen, der uns gleich 
Tauswerfen wollte. Die beiden Hauptange- 
klagten wurden hereingeführt unddadurch 
habe ich siezumindestens einmal gesehen. 
Der Richter eröffnete dann den Prozeß und 


hat uns in einer ganz miesen Art Tausge- 
schmissen. Er fragte die einzelnen Leute, 
wer sie sind und wies einen nach dem ande- 
ren von uns mit dem Zeigefinger vor die Tür, 
weil dieser Prozeß unter Ausschluß der Öf- 
fentlichkeit stattfinde, Silvios Eltern, 
mich, Christine, Joni, Ecki undden Anwalt. 
“telegraph’”: Joni und Ecki mußten auch 
nach draußen? 

Joni: Am ersten Tag wurden wir auch 
Tausgeworfen und durften erst nach unserer 
Zeugenaussage im Gerichtssaal sitzenblei- 
ben. Zu 
“telegraph’”’;: Von diesem wenig verhei- 
Bungsvollen Anfang abgesehen: War dieser 
Prozeß fair? 

Joni: In jedem Fall war man uns gegenüber 
voreingenommen. Als Ecki und ichals Zeu- 
gen befragt wurden, versuchteman uns eine 
Mittäterschaft anzuhängen. Es wurde ge- 
fragt, warum wir zum Ausgang zurückge- 
kehrt sind und nicht die Flucht ergriffen 
haben. Es ging sehr lange um die erste 
Begegnung mit den Nazis, obwohl die gar 
nichts mit dem späteren Zusammenstoß zu 
tun hatte. Es wurde permanent versucht, den 
Tätern schwere Trunkenheit anzudichten. 
Wirwurden gefragt, warum wir sie für Rechte 
hielten und unsere Einschätzung wurde an- 
gezweifelt. 

“telegraph’’: Gab es denn Belege dafür, 
daß sie betrunken waren? 

Joni: Alle Zeugen, die wir gesprochen > 
ben, hatten nicht den Eindruck, daß dıe 
Mörder besonders betrunken waren. Sie 
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Mahnwache für Silvio Meier im November 1992 


haben weder gelallt noch geschwankt. Ent- 
scheidend waren offenbar die Aussage der 
Mutter des einen Angeklagten, daß sıe dort 
Weinbrand getrunken hätten und ıhre eige- 
ne Aussage, daß sie viel Bier getrunken 
hätten. 

“‘telegraph’’: Wie istes möglich gewesen, 
zu bezweifeln, daß sie Rechte sınd? 

Joni: Das sind zum großen Teil wieder ıhre 
eigenen Aussagen. Sie bezeichneten sich 
als unpolitische Hooligans. In den polizei- 
lichen Vernehmungen davor hatten sıe aber 
zugegeben, daß sie etwas gegen Ausländer 
haben und gegen Linke eingestellt sind. 
Christine: Sie wurden gefragt, wer im Ju- 
dith-Auer-Club verkehrt. Sie antworteten: 
“Leute wie wir.” Danach wurde aber nicht 
mehr weitergefragt. 

Joni: Es gab eine Zeugenaussage von Ju- 
gendlichen, die von den Tätern angepöbelt 
und verspottet wurden, weil sie Hooligans 
wären. Wer andere als Hooligans be- 
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schimpft, kann kaum selber ein Hoolıgan 
sein. 

Christine: Wir saßen, außer Ecki und Joni, 
an allen sieben Verhandlungstagen vor der 
Tür und durften nicht hinein. Wir waren 
ständig mit dem Umfeld der Täter konfron- 
tiert, Eltern, Großeltern, was immer das 
war. Das war eine beschissene Sıtuation. 
““telegraph’’: Am 1. Oktober war dann die 
Urteilsverkündung. 

Joni: Derjenige, der nach der Meinung des 
Richters den tödlichen Stich gegen Sılvıo 
geführt hat, Sandro Schwertfeger, bekam 4 
1/2 Jahre Jugendhaft, Sven Müller, der 
zweite mit Messer 3 1/2 Jahre und Alexan- 
der Berger, der ohne Messer war und sıch 
mit Fußtritten und Fäusten beteiligt hat, 
bekam 8 Monate mit 3 Jahren Bewährung. 
Ziemlich merkwürdig fand ıch, daß ıhnen 
im Urteil eine Tötungsabsıcht abgespro- 
chen wurde. Und das, obwohl ım Vorfeld 
von ihnen Aussagen gemacht wurden, daß 


sie genau wußten, wie man mit einem 
Butterflymesser umgeht. Einer von ihnen 
sagte aus, er hätte es von eimen ehemaligen 
Stasımann gelernt. Wir wären, hieß es ın 
der Urteilsbegründung mitschuldig, weil 
wir nicht die Flucht ergriffen hätten. 
“*telegraph’’: Immerhin ıst das Urteil, wenn 
man bedenkt, daß es eine Jugendstrafe ıst 
und mit den milden Verfahren gegen Nazis 
in Rostock, Cottbus und anderswo ver- 
gleicht, doch recht hart. Ging es Euch um 
ein hartes Urteil? 

Joni: Mir ist es egal, wie lange sie sitzen. 
Ich empfand es aber als ziemlich starkes 
Stück, daß der Berger nur Bewährung be- 
kommen hat. Er hat dafür gesorgt, daß wir 
uns nicht wehren konnten. Das ist für mıch 
Beihilfe zum Mord. In der Urteilsbegrün- 
dung kam es so heraus, daß sıch die armen 
Jungs in einer Notwehrsituation befunden 
haben. Der Richter hat wörtlich gesagt: 
“Wenn ssich Intoleranz und latente Gewaltbe- 
reitschaft begegnen, kann so etwas jeden 
Tag passieren.’’ Demnach hat man, wenn 
man einem nationalistischen Aufnäher be- 
gegnet oder angepöbelt wird, tolerant zu 
sein. 

Christine: Wir drei Überlebenden haben 
klar geschildert, was geschehen ist. Ich 
weıß nicht, ob die sich überhaupt für unsere 
Aussagen interessiert haben oder ob das 
nur Formsache war. 

Joni: Die Täter haben ja auch selbst ausge- 
sagt, daß sie, während wir auf dem Bahn- 


steig standen, sich oben gegenseitig die 
Messer gegeben und beratschlagt haben, 
ob sıe runtergehen. Wenn wir nicht 
hochgekommen wären, weilunsereU-Bahn 
weg war und wir mit Taxi fahren wollten, 
wären sieheruntergekommen. Insofern war 
es vorsätzlich undeigentlich auch heimtük- 
kısch, denn niemand kann sich wehren, 
wenn er sich plötzlich einem Messer 
gegenübersieht. 

Crischi: Daß das Ziel war, den Mord zu 
entpolitisieren, war eigentlich schon vorher 
klar. Aber ich habe doch gehofft, daß sie 
nicht alles unter den Tisch kehren, wenig- 
stens einmal weiterfragen, wer denn im 
Judith-Auer-Club verkehrt. Die Mutter des 
13-jährıgen Mädchens, die auf Seiten der 
Täter dabei war, sagte mir, daß ihr Rechts 
lieber ist als Links. Mır ısterscheckend klar 
geworden, daß viele Jugendliche so auf- 
wachsen, daß ihnen zu Hause schon beige- 
bracht wir, daß Rechts besser ıst als Links. 
Die Urteilsverkündung, bei der die Opfer 
zu Mitschuldigen erklärt wurden, hat mir 
deutlich gemacht, daß in diesem Land der 
Hauptfeind der Linke ist. Deshalb haben 
unsere Freunde auch diese Statıstenrolle 
bekommen und sind ihre Aussagen gar 
nicht ins Urteileingeflossen. Die Verteidige- 
rin des einen Beschuldigten sprach sogar 
von “‘angeblich Geschädigten’’ und der 
Richter hat sie nicht zurecht gewiesen. 


(Das Gespräch führte W. Rüddenklau) 


Kundgebung zur Prozeßeröffnung 
Kontinuität in der Polizeiarbeit 


Am Montag den 06.09. wurde der Prozeß 
gegen dıe Mörder von Silvio Meier eröff- 
net. Dazu hatten Freunde von ihm zu einer 
Kundgebung vor dem Gerichtsgebäude in 
Berlin/Moabit aufgerufen. Sie wollten die 


6 


Veranstaltung nutzen, um der Öffentlich- 
keit den politischen Hintergrund der Tat 
aufzuzeigen und die Vertuschungsversuche 
der polizeilichen Ermittlungen offenzulegen. 
Schon zu Beginn der Kundgebung versuch- 
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te die Polizei den Ablauf zu stören. Die 
Kundgebungmitmehrerenhundert Teilneh- 
merInnen sollte nur auf dem Gehweg statt- 
finden. Die KundgebungsteilnehmerInnen 
betraten trotzdem die Straße, da eine ver- 
nünftige Durchführung der Veranstaltung 
sonst nicht möglich gewesen wäre. Es kam 
zu einzelnen Handgemengen und dann 
konnte die Veranstaltung beginnen. Die 
Stimmung war sehr ruhig, da viele Silvio 
persönlich gekannt hatten. Gefühle ZWI- 
schen Trauer und Wut waren den einzelnen 
stummen Gesichtern anzusehen. Die 
Redebeiträge wiesen immer wieder 
daraufhin, daß es nicht um Rache geht, 
sondern um Offenlegung des Hintergrundes 
und eine Veränderung der dafür verant- 
wortlichen politischen Bedingungen. Die 
PolizistInnen dierund um die Kundgebung 
postiert waren machten sich teilweise dar- 
über lustig, wenn immer wieder auf die 
Rolle der Polizei eingegangen wurde. Daß 
ihnen der Ablauf der Veranstaltung nicht 
recht war, wurde immer deutlicher klar. 
Rege Aktivitäten von Zivis (mächtig un- 
auffällig gekleidete Beamte) und einzelne 
Äußerungen von uniformierten Beamten 
beunruhigten die Anwesenden. So waren 
alle froh, als nach dem Ende der Veranstal- 
tung alles auseinander gingen. In diesem 
Moment gab es mehrere Verhaftungsver- 
suche der Polizei. Wie der 

Einsatzleiter per Megaphon er- 

klärte, wären während der Kund- | 
gebung Straftaten begangen WOT" 
den. Irgendwie waren ihnen aber 
diese ‘“Straftäter’” entwischt. Da £ 
inzwischen auch Unbeteiligte dıe 
Gewaltbereitschaft der Polizei zu 
spüren bekamen, bildeten alle 
Ketten und wollten geschlossen 
zum U-Bahnhof gehen. Diese 
vielleicht 800 Meter werden viele E 
so schnell nicht vergessen. Meh- 
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rere Versuche der Polizei diese kleine 
““Spontandemo”’ von ca. 100 Leuten zu be- 
enden, wurden mit äußerster Brutalität 
durchgeführt. Mit gezielten Schlägen inden 
Magen sollten die ersten Reihen aufgelöst 
werden. Erschreckend waren die freudıgen 
Gesichter einiger Beamter. Einer fiel durch 
besonderen Ehrgeiz auf und durch seır sa- 
distisches Grinsen beim Schlagen. Er 
brauchte sich über die Bezeichnung °‘Fa- 
schist”’ nichtzuwundern. Solangees solche 
Beamte gibt, wird sich nie etwas ändern an 
derPolizeitaktik. Solange wirdes Verschlei- 
erungen von Tatsachen geben und brutale 
Polizeieinsätze. Solange er und seine 
Gesinnungsgenossen in den Einsatzlei- 
tungen sitzen, wird immer wieder Rostock 
möglich sein und dieser Staat immer mehr 
Gegner haben, die ihn hassen. 

An diesem Tag hat niemand einen 
Stein geschmissen und niemand auf die 
Beamten eingeschlagen. Alle sind ruhig 
geblieben und niemand ließ sich provozie- 
ren. Daß im Prozeß bis zum Schluß alle von 
einer unpolitischen Tat einiger Jugendli- 
chen sprachen, zeigt Kontinuität in der Tä- 
tigkeit “unserer” Staatsorgane. Wie viele 
Opfer soll es denn noch geben, bis wir das 
ändern? d.s. 


Bewegung in Potsdam 
Nach relativer Ruhe geht die Stadtverwaltung auf 
Konfrontation zu BesetzerInnen 


Am 22.September hat die Potsdamer Poli- 
zeı die sogenannte ‘““Tanzfabrik’’ in der 
Gutenbergstraße 105 geräumt. Ausschlag- 
gebend war, nach Aussagen der Stadtver- 
waltung, ein Räumungsbegehren des neu- 
en Eigentümers, der RENTACO AG, die 
als ‘“Tochterfirma einer finanzstarken 
schweizerischen Immobiliengruppe’’ das 
Grundstück unlängst erworben hat. Das 
Vorderhaus des Grundstücks geriet dabei 
aus bisher noch ungeklärten Gründen in 
Brand. Augenzeugen sowohl als auch 
BesetzerInnen berichten übereinstimmend 


von unglaublich brutalem Vorgehen der 


Polizei während ihres Einsatzes. Diesen 
Aussagen zufolge haben sich ın der 
Potsdamer Innenstadt Szenen abgespielt, 
wie seit dem Oktober 89 nicht mehr. So 
wurden unter anderem Hunde auf Jugend- 
liche gehetzt und auch gänzlich unbeteilig- 
te Passanten ım Rahmen der Aktıon 
kurzzeitig festgenommen. Der Kulturstadt- 
rat von Potsdam forderte noch am selben 
Abend die Einsetzung eines unabhängigen 
Untersuchungsausschusses, der die Hin- 
tergründe und den Ablauf der Polizeiaktıion 
klären soll. Am Tagder Räumung war auch 
der Polizeipräsident von Potsdam, Detlev 
von Schwerin, für eine solche Untersuchung 
- geschehen ist seitdem nichts. Außerdem 
bestätigte von Schwerin, daß für denselben 
Vormittag auch die Räumung eines weite- 
ren Hauses in der Gutenbergstaße geplant 
war. Die Polizei verzichtete darauf, weil der 
Gerichtsvollzieher, ‘‘dem wir hätten 
Amtshilfe leisten sollen’’ nicht erschien. 
Nach vereinzelten Auseinanderset- 
zungen ın der folgenden Nacht erfolgte am 
23. September die Besetzung einer 


leerstehenden Villa in der Potsdamer 
Hegelallee, einer ehemaligen Musikschule 
der sowjetischen Streitkräfte. Die öffentli- 
che Meinung einerseits und die Entschlos- 
senheit der BesetzerInnen auf der anderen 
Seite hatten zur Folge, daß diese Neu- 
besetzung durch dıe Stadtverwaltung bis 
auf weiteres toleriert wird. Unter Vermitt- 
lung von ARGUS und dem Stadtjugend- 
pfarrer von Potsdam hatte man sich mit der 
Stadtverwaltung und der Polizei für den 30. 
September zu einem RUNDEN TISCH 
verabredet, umeine zivilisierte Klärung des 
Konfliktes herbeizuführen. Die BesetzerIn- 
nen hatten sich diese Entscheidung nicht 
leicht gemacht. Etliche waren ob der Ver- 
mittler skeptisch und plädierten für eine 
harte Haltung gegenüber der Verwaltung. 
Sie können sich dabei bestätigt fühlen von 
früheren Aussagendes Baustadtrates Detlev 
Kaminski (SPD, früher NEUES FORUM), 
der bereits 1991 gegenüber der damaligen 
Zeitung ‘“dieandere’’ erklärt hatte, wennes 
zu einer Räumung besetzter Häuser in 
Potsdam komme, werde man es "gewiß 
nicht so dilettantisch machen, wie in der 
Mainzer Straße’’. Doch trotz der heftigen 
Auseinandersetzungen auf den Plena der 
BesetzerInnen waren es andere, dıe den 
vereinbarten Gesprächstermin platzen lıe- 
Ben. 

Der Oberbürgermeister vonPotsdam, 
Horst Gramlich (SPD), weigerte sıch, das 
neubesetzte Haus (dort sollte der Runde 
Tisch stattfinden) zu betreten. Auch 
Gramlich erklärte bereits 1991 - bemer- 
kenswerter Weise in einer Grußadresse an 
die Gründungsversammlung der GESELL- 
SCHAFT FÜR WEHRKUNDE (eın neu- 
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preußischer Offiziersverein) -: ““Ichbinnicht 
bereit, die Besetzung von rund 20 Häusern 
in Potsdam zu legalisieren.”’ Etwas anders 
als Lobby-Politik ist in einem Bundesland, 
in dem ein Bauminister wegen zweifelhaf- 
ten Grundstücksgeschäfte mit dubiosen 
Immobilienhändlern zurücktreten mußte, 
auch nicht zu erwarten. Nachteilig für die 
BesetzerInnen ist leider, daß die kriminel- 


len Grundstücksmakler, zu deren Erfül- 
lungsgehilfen sich der Potsdamer Oberbür- 
germeister und sein Baustadtrat vermutlich 
machen, nicht so mir nichts dir nichts - und 
schon gar nicht an Runden Tischen - ans 
Licht zu ziehen sind. Bis auf weiteres gilt: 
an ihren Taten sollt ihr sıe erkennen. 


lupo 


Red: Zur Entscheidung des Olympischen Komitees erreichten uns gleich zwei 
Kommentare. Weil das eine positive Ausnahme ist und sie sich gegenseitig 


ergänzen, drucken wir beide ab 


Nachschlag 
Sydney richtet im Jahr 2000 die Olympischen Spiele aus 


Das war's dann. Die Feste sind gefeiert, 
etwaige Zerknirschung hat sich längst ge- 
legt: die Olympischen Spiele für das Jahr 
2000 sind an Berlin vorübergegangen. Zeit 
für einkurzes Resümee der Bewerbung und 
des Widerstandes dagegen. 

Vielederim ANTIOLYMPISCHEN 
KOMITEE (AOK) zusammengeschlosse- 
nen Gegnerinnen und Gegner der Berliner 
Bewerbung gingen in den Tagen nach der 
Entscheidung stolz durch die Stadt: nach 
vielen Niederlagen hatte eine Basis-Initia- 
tive endlich mal wieder Erfolg. Viele ge- 
nossen es, sich in der Nacht der Entschei- 
dung an den Bildern der zerknirschten Ber- 
liner Schickeria zu weiden, die sich zu einer 
Edel-Party im Berliner INTERKONTI ver- 
sammelthatte. Selbstkritische Töne waren 
dagegen nur selten zu hören. Immerhin 
hatte es das AOK verstanden, den Wider- 
stand gegen die Spiele in Berlin hauptsäch- 
lich als Medienereignis zu inszenieren. 
Wenn in Berlin, zeitgleich mit IOC -Treffen 
irgendwo in der Welt, die Reifen von 
Postautos zerstochen oder Schaufenster- 
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scheiben von Olympia-Sponsoren splitter- 
ten, wurde dies vor allem von der interna- 
tionalen Presse dankbar aufgegriffen. Inso- 
fern wurde das Amsterdamer Konzept der 
“‘Image-Beschmutzung’” und seine Erfah- 
rungen aus der NOlympic-Initiative (1984 
hatte sich Amsterdam um die Olympischen 
Spiele 1992 beworben - und auch nur 9 
Stimmen erhalten) in Berlin gut umgesetzt. 
Die vielfältigen, oft in den Bereichder Spaß- 
Guerilla fallenden Aktionen der Olympıa- 
gegner empörten immer nur den Senat, fast 
nie das unentschlossene Publikum. Viel- 
fach ausgeblendet wird von den Berliner 
NOlympioniken allerdings, daß ihnen der 
Senat einen großen Teil der Arbeit abge- 
nommen hat. Erinnert sei an dıe schwach- 
sinnige Polizeiaktion gegen eine Anti- 
Olympia-Transparent in der Schreiner- 
straße, die eine schnellere und breitere 
Mobilisierung der Spiele-Gegner auslöste, 
als es das AOK zu diesem Zeitpunkt aus 
eigener Kraft geschafft hätte. 

Nein, die Blamage von Monte Carlo 
hat die Zehlendorfer Gang ım Senat zu 
verantworten. Der SPIEGEL kommentierte 


hämisch, die Regierung des Bundeslandes 
Berlin habe die Olympiabewerbung vorbe- 
reitet wie ein Zehlendorfer Straßenfest. Der 
bundesdeutsche Sportrat (das um einfluß- 
reiche Funktionäre erweiterte NATIONA- 
LE OLYMPISCHE KOMITEE) charakte- 
rısierte die Berliner Bewerbung auf seiner 
Sitzung in der letzten Woche so: ‘“Die fal- 
schen Leute haben mit dem falschen Kon- 
zept eine gute Chance vertan. ”’ 

Eine Woche nach der Entscheidung 
leckten dıe Olympia-Befürworter ‚in einer 
aktuellen Stunde des Berliner Abgeordneten- 
hauses öffentlich die Wunden. Einen tiefe- 
ren Einblick in die Weltsicht der Laienspie- 
ler-Schar, die sich ““Berliner Landesre- 
gierung’’ nennt, hat man selten bekommen. 
Schuld am Debakel waren nach ihrer Mei- 
nung - wie könnte es anders sein - natürlich 
dıe anderen. Der Sprecher der CDU-Frakti- 
on bezeichnete die kritische Berichterstat- 
tung bürgerlicher Medien als *‘selbstzerstö- 
rerisch’’. Der Regierende Bürgermeister 
denunzierte dieOlympıa-Gegnerinder Stadt 
als ““links- oder rechtsreaktionäre Minder- 
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heit, die ihre Nischen behalten will’. Daß 
es unter den Olympia-Gegnern eine ansatz- 
weise Selbstgefälligkeit gibt,mag vielleicht 
auch daran liegen, daß die Fraktionsvor- 
sitzende der FDP, Carola von Braun, fest- 
stellte, daß die Gegner ‘von Anfang an 
besser organisiert’’ waren, ‘“als die Befür- 
worter’”. 

Abersie gebennicht auf. ‘“AlleKräf- 
te’, heißt es jetzt, müßten auf den Umzug 
der Bundesregierung nach Berlin konzen- 
triert werden. Das allein, so der Regieren- 
de, könne die Stadt vor dem Ruin retten. 
Und kein Mitglied der parlamentarischen 
Opposition steht auf, und sagt: ‘*Der hatja 
garnichtsan!’’. Keineder Oppositionsfrak- 
tionen oder -gruppen hat verlangt, daß die- 
se Landesregierung sofort zurück tritt. Nie- 
mand hat verlangt, daß im Land Berlin, 
anstatt obskuren Großprojekten nachzuja- 
gen, nun endlich eine Arbeitsplätze schaf- 
fende mittelstandsfördernde Standortsiche- 
rungspolitik betrieben wird. Obwohl alle 
wissen, daß dıe Folgen des Regierungsum- 
zuges für dıe Stadt schon heute schlimmer 
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sind, als Olympia je hätte werden können, 
läßt die Opposition das Schicksal der Ber- 
linerinnen und Berliner in den Händen von 
ausgewiesenen Desperados. Damit aber ıst 
diese Opposition, so wie sie ım Parlament 
sitzt, nicht besser als dıe Regierung. 

Aus demBlickwinkel der wırtschaft- 
lich und politisch Mächtigen in ıhren 
Zehlendorfer und Grunewalder Villen re- 
duzieren sich die Interessen der Stadt Ber- 
lin auf die Interessen der Großinvestoren. 
Auch das wurde im Abgeordnetenhaus of- 
fen ausgesprochen. Menschen, Bewohneri- 
nnnen und Bewohner der Stadt, kommen 
auf dieser Rechnung nicht vor. Für alle, die 
gegen Olympia in Berlin auf den Straßen 
gekämpft haben, bleibt darum noch viel zu 
tun. 

Packen wiır“s an. 

Wolfram Kempe 


Ade Olympia! 


Ganze sieben ausländische Stimmen für 
Berlin. Etwa 270 Millionen wurden dafür 
in den Sand gesetzt. Aufschwung. Eigent- 
lich müßte der Regierende von Berlin zu- 
rücktreten. Doch der versucht politisches 
Kapital daraus zu schlagen und kündigt 
Rache an. Der FDP-Politiker Dr. Lange 
spricht es am deutlichsten aus: Das olympi- 
sche Ziel sei, ‘“dıe 200 gewaltbereiten Ver- 
rückten zu isolieren’’. Bei der Bilanz ım 
Berliner Abgeordnetenhaus kommt vonden 
Regierungsparteien nur eine kurze Anmer- 
kung zurechtsradikaler ausländerfeindlicher 
Gewalt, um sofort Haßtiraden auf die 
Olympiagegner abzulassen und als mili- 
tant abzustempeln. 

Diese Politiker verdrängen bekannt- 
lich gern. Z.B., daß die Gewalt auch ın 
deutschen Sportstadien vorkommt. Beson- 
ders Fußballspiele waren in Ost und West 
oft von Randalen begleitet. 
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Ein nicht aufgearbeitetes Thema ıst 
der Spitzelsport inder DDR. Undhier eben- 
so das Doping. Die Olympia-Zwangs- 
Plakatierung war sowas wie die Wieder- 
kehr der DDR. 

Besetzte Häuser und Wagenburgen 
sehen sich berechtigterweise in ihrer Exı- 
stenz bedroht. Vielleicht waren die 
Häuserräumungen in Potsdam, einen Tag 
vor der großen Entscheidung, eın Testballon. 
Spätere Aktenfunde könnten dies erhellen. 

Der Widerstand war ein viel breiterer 
undthematisierte eben auch.die Exıstenzbe- 
drohung für Menschen in Mietwohnungen 
usw. 

Die Menschen, dıe ın Monaco prote- 
stierten haben das mit sehr vıel Phantasie 
und Witz getan. Obwohl sıe nur kostümiert 
Plakate hielten, wurden sıe brutal verhaftet. 

Perfide ıst die Verdrängung gemein- 
samer deutscher Vergangenheit. Da wurde 
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doch tatsächlich an der ehemaligen NVA- 
""Universität’’ Greifswald ein Video der 
Nazi-Propaganda-Filmschau für Olympia 
1936 gezeigt. Proteste Jugendlicher dage- 
gen wurden niedergeknüppelt. 

Doch Olympia hat uns nicht zuletzt 
einige kulturelle Höhepunkte beschert. So 
z.B. das Anti-Olympia-Video. Auch wenn 
das Amsterdamer viel witziger ist. 

Nein, mit der Bewerbung konnte es 
ja nichts werden, denn selbst die am 
Brandenburger Tor versammelten Befür- 


worterInnen haben buchstäblich auf 
Olympia geschissen: in den eigens dafür 
aufgestellten gelben Toilettenhäuschen mit 
der Aufschrift ‘‘Olymp’”. 

Wendig hat Daimler reagiert: Auch 
in Sydney gehören sie zu den Gewinnern. 

Doch wer verbirgt sich eigentlich 
hinter den 7 Stimmen für Deutschland? Die 
GUS-Staaten? Indonesien, dasKriegsschif- 
fe erhielt und auch für einen ständigen Sitz 
Deutschlands im UNO-Sicherheitsrat ein- 
trıtt? gh 


Bischofferode ist überall 


Die Kumpel aus Bischofferode und das kleine Häuflein ihrer tatkräfti gen UnterstützerInnen 
haben einen langen Atem. Selten war wohl soviel Phantasie und verzweifelte Beharrlich- 
keit in einem deutschen Arbeitskampfzu spüren. Fast alle Register dergewaltfreien Aktion 
wurden gezogen: Werksbesetzung, Hungerstreik, Unterschriftenaktionen, Ankettaktionen, 
Demonstrationen, Bittgang nach Bonn und Berlin... Doch die Herrschenden lassen nicht 
einmal mit sich verhandeln. Ein paar beschwichtigende Gespräche nur, um den Anschein 


der Demokratie zu wahren. 


Bringt die Treuhand jetzt zu Fall 


Das war das Motto des Salzmarsches von 
Bischofferode nach Berlin. Gefordert wird 
längst auch von anderen, daß die Treuhand 
zum 31.12.93 geschlossen wird und deren 
Vermögens- und Vertragsbestände in 
Länderhoheit übergeben werden. Holdıng- 
gesellschaften sollen zumindest eine sinn- 
volle Privatisierung ermöglichen. Das gan- 
ze soll dann durch Betriebsräte und Parla- 
mente kontrolliert werden. 

Eine symbolische Treuhandschlies- 
sung fiel am 16.9. vorerst buchstäblich ins 
Wasser. Nur wenige hatten sich bei strö- 
mendem Regen dem Marsch der ca. 30 
Kumpel auf die Treuhand angeschlossen. 
Dafür gab es neben einer Handvoll Arbei- 
tern aus anderen von Schließungbedrohten 
Betrieben und den Taxistas auch internatio- 
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nale Beteiligung. Der Konvoi der Workers 
Aıd for Bosnia, schwedische und schotti- 
sche Arbeiter auf dem Weg nach Tuzla, 
machte hıer Station. 

Als dıe Kumpel eın paar Säcke Salz 
ausschütteten, griffdie Berliner Polizei bru- 
tal ein. Es gab heftige Diskussionen über 
dıese Gewalt und schließlich endete das 
Ganze damit, daß Polizisten das Salz 
zusammenkehrten, wieder ın Tüten kippten 
und diese den Kumpeln zurückgaben. Denn 
die Kumpels drohten: Ihr habt Gewalt an- 
gewendet, nun lassen wır das hıer liegen. 

Doch auch gegen Trittbrettfahrer aus 
verschiedenen Polit-Sekten wehrten sich 
dıe Kumpel, wenn diese hauptsächlich ıh- 
ren Namen präsentieren wollten. Immer 
wieder betonten sıe: Wır kämpfen als Ar- 
beiter für Arbeiter, das ıst keine Parteiveran- 
staltung! Und sie spüren ziemlich genau, 
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daß gern mit nur Solidarität kokettiert wird. 
Das gefährlichste und extremste Beispiel ın 
diesem Zusammenhang ist vielleicht der 
VersuchderFAP, ıhren Heß-Gedenkmarsch 
in Bischofferode abzuhalten. 

Der Protesttag vor der Treuhand en- 
dete jedenfalls recht anheimelnd mit dem 
Posaunenchor der Adventsgemeinde, der 
Standards wie ‘“We shall overcome” und 
“Dona nobis pacem’’ spielte. Selbst der 
Einsatzleiter der Polizei hatte zum Schluß 
eine Kerze in der Hand. Und einige der 
jungen Polizistenhatten vielleicht gemerkt, 
daß sie für die falschen Interessen ihren 
Dienst tun. Ein Stückchen Verbrüderung 
dieser Art kann eigentlich nicht schaden ın 
Bezug auf die uns noch bevorstehenden 
sozialen Auseinandersetzungen. SEK-Bul- 
len kann man nicht "aufweichen", einfache 
Polizisten aber offenbar doch. 

Vonblinden Steinewerfern] edenfalls 
halten die Kumpels nichts. Und sie sagen 
auch gleich: Das waren Provokateure vom 
Staatsschutz, die bei der letzten Demo in 
Berlin Randale machten. Aber wo blieb die 
“revolutionäre Masse’, um vielleicht die 
Treuhand zuzumauern, wie dazumal am 
15. Januar 1990 die Stasizentrale? 


„.auch im Reichstag 


Unlängst wurde ein Parlamentarischer 
Untersnchunzsausschlß für die dunklen 
Geschäfte der Treuhand eingesetzt. Aber 
der wird erfahrungsgemäß nicht viel ans 
Licht bringen. | | 
Auch die Kumpel sind mißtrauisch. 
Bei Gesprächen mitPolitikernim Reichstag, 
wo es endlich um die Offenlegung des 
Fusionsvertrages gehen sollte, wurde die- 
ser kurzerhand besetzt. Doch dıe Hausher- 
ren wiesen sie vor die Tür. Solange sich der 
Widerstand nicht gewaltfrei radikalısıert, 
wird dies immer so weiter gehen. Das heißt 
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in erster Linie, daß sich mehr (potentiell) 
Betroffene einklinken und sich auch nicht 
vondenPolitsekten abschrecken lassen, dıe 
oftmals unberechtigterweise das Bild einer 
Demoprägen. Es wäre auch eine gute Übung 
dafür, daß das Volk nıcht völkısch wırd. 

Wie schwierig die notwendige 
Öffentlichkeitsarbeit ist und wie abge- 
stumpft Journalisten reagieren, belegt fol- 
gende Begebenheit, die dokumentiert wur- 
de von Christine Ostrowski ‘“ Tagebuch eı- 
nes Hungerstreiks’”. 


Dialog zwischen der Kali-Frau und 
einem ZDF-Mann, Bischofferode, 
Kalischacht ‘Thomas Müntzer’’ 


ZDF-Mann (routiniert): Sıe sınd im 
Hungerstreik? 
Kali-Frau (selbstverständlich): Ja, na- 
türlıch. 

ZDF-Mann (kann nicht anders): Und 
Ihr Mann, streikt der auch Hunger? 
Kali-Frau (sachlich): Ich bin Witwe. 


5 Minuten später. 


ZDF-Mann (nicht bemerkend, daß 
er dieselbe interviewt): Wie lange sind 
Sie im Hungerstreik? 

Kali-Frau (noch geduldig): 20 Tage. 
ZDF-Mann (kann nicht anders): Und 
Ihr Mann, wie lange ist der im Hunger- 
streik? 

Kali-Frau (Geduld verlierend): Seit 
drei Jahren! 

ZDF-Mann (verdutzt): Seit drei Jah- 
ren? Donnerwetter! 


13 


Nationalismus und Selbstbestimmungsrecht 
Zaım 3. Jahrestag der deutschen Einheit 


Wieder einmal ist der Jahrestag der deut- 
schen Wiedervereinigung im Jahre 1990 
herangekommen und damit allerorten der 
Zeitpunkt zu mehr oder weniger optimisti- 
schen Betrachtungen. Auf der Linken und 
zumal der ““radikalen’’ ignoriert man ent- 
weder das Thema oder gibt sich mit 
Sprücheklopfen zufrieden. Das könnte für 
den ‘“gelernten DDR-Bürger”’ anders sein. 
Soweit er sich um eigenständige histori- 
sche Bildung bemühte, ließ er die zahlrei- 
chen parteiamtlichen Broschüren und 
schlechten Kompilationen ostdeutscher 
Geschichtsumdichter beiseite, an die der 
westdeutschen Soldschreiber kam er nicht 
heran. Für solche interessierte DDR-Laien 
konnte natürlich die deutsche Geschichte 
nıcht, wıe für den durchschnittlichen 


westdeutschen Linken, 1968, 1933 oder 
1917 beginnen. Soweit es die nationale 
Geschichte betrifft, war ihm bekannt, daß 
das deutsche Kaiserreich 1872 gegründet 
wurde und eine lange und erstaunlicher- 
weiseeinerevolutionäre Vorgeschichtehat. 
Das Einigungsbestreben ‘‘der deutschen 
Stämme’’ ist, auch ohne die merkantili- 
stischen Interessen der Bourgeoisie als Re- 
aktion aufdas Ohnmachts-und Unterlegen- 
heitsgefühl gegenüber den plündernden 
Napoleonischen Heeren und dem erstmali- 
gen Erleben der Illegitimität von Herrschaft 
verständlich. Und die Einheitsbewegung, 
dıe gegen den Widerstand der deutschen 
Fürsten stattfand, war zunächst eine demo- 
kratische, auf ihrem linken Flügel sogar 
eine sozialistische. Die nationale Bewe- 
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gung diente durchaus der Verteidigung der 
Lebensinteressen der Bevölkerungund auch 
heute gibt es noch deutschnationale Bewe- 
gungen, die in diesem Sinne ihre Berechti- 
gung haben, z.B. der Widerstand der 
Südtiroler gegen die seit Mussolini alle 
Jahre wieder ergriffenen Maßnahmen zur 
Beseitigung ihrer Sprache, ihrer Kultur, 
unter anderem ihrer seit dem Mittelalter 
rührendenreichen basısdemokratischen Tra- 
ditionen. Eine andere Frage bleibt aller- 
dings, ob man dann den Leuten Beifall 
klatschen muß, die sich mit Österreich ver- 
einen oder gar einen eigenen Tiroler Staat 
schaffen wollen. 

Daß die deutsche Einigungsbewe- 
gung des 19. Jahrhunderts nıcht zu einer 
demokratischen Entwicklung führte, kann 
durchaus als historischer Unfall betrachtet 
werden. 1852 stand der König Wilhelm 1. 
im preußischen Verfassungskonflikt fast 
vor dem Entschluß eine parlamentarische 
Regierung zu berufen und sein Gottesgna- 
dentum aufzugeben. Als letzten Versuch 
machte er den Junker Bismarck zum Mini- 
sterpräsidenten und diesem Genie der Re- 
aktion gelang es erst, die deutsche 
Demokratiebewegung in ihre Bestandteile 
zu spalten. Die Nationalliberalen waren 
1866 die ersten, die gegen das Geschenk 
des norddeutschen Bundes und dem Weg- 
fall der deutschen Zollgrenzen meinten, auf 
die politische Freiheit auf Dauer verzichten 
zu können. Die in der Fortschrittspartei 
organisierten Liberalen hauchten mit dem 
Vollzug der deutschen Einheit im Jahre 
1872 und unter dem Druck der Sachzwäng® 
bald ihren eigenen Willen aus. Auch die 
Sozialdemokraten, die damals noch dem 
Superzentralismus Marxscher oder Lasall- 
scher Manier huldigten, empfanden das 
deutsche Kaiserreich als politischen Fort- 
schritt, insofern es den Emanzipations- 
prozeß der Arbeiterklasse wider Willen zu 
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befördern versprach. 

Wer damals mit dem Bismarck- 
schen Einigungsprozeß nicht einverstan- 
den war, mußte sich von höhnenden Kom- 
mentatoren fragen lassen, ob er denn 
wirklich zurück wolle in die dumpfen Zu- 
stände der deutschen Kleinstaaterei, zum 
Absolutismus der kleinen Fürsten statt zu 
einem modernen Staatengebilde. Und es 
fanden auch nur wenige den Mut und die 
Kraft, gegenüber den menschengemachten 
Sachzwängender Geschichte denKopfoben 
zu behalten. Einer davon, der Königsberger 
Abgeordnete der Fortschrittpartei im preu- 
Bischen Abgeordnetenhaus, der Arzt Johann 
Jacoby formulierte 1866 das Problem fol- 
gendermaßen: Das Einheitsbestreben eines 
Volkes allein sei kein so hoher Wert. Ent- 
scheidend sei die Frage, welches Schicksal 
die Freiheit dabei erfahre. Auf keinen Fall 
dürfe die Einheit allein aufKosten der Frei- 
heit vollzogen werden. 


Der Jacoby-Satz, 1866 ungehört in den 
Sälen des preußischen Landtags verhallt, 
scheint auch in unsere heutige Situation zu 
passen: Er beleuchtet mit hellemLicht auch 
das Disaster der nahtlosen Angliederung 
der DDR an die BRD im Jahre 1990. Das 
Volk der DDR übte seine gerade errungene 
Selbstbestimmung nur dazu, eine alte Hert- 
schaft abzuwählen, um sich einer neuen 
Herrschaft in die Arme zu werfen. Nicht 
einmal Zeit und Raum für die im Grundge- 
setz der BRD vorgesehene Diskussion und 
Neukonstituierung der Verfassung des deut- 
schen Volkes wurde gelassen. Eine aus 
Stasispitzeln, Konjunkturrittern und 
Dilettanten zusammengesetzte letzte DDR- 
Regierung ließ sich ın Bonn einen 
Einigungsvertrag diktieren, der wenigstens 
eins vorerst zufriedenstellend regelte: die 
Weiterbeschäftigung der Anwälte, aus de- 
nen diese Regierung zumeist bestand. Mitt- 
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lerweile beklagen Selbst westliche Wirt- 
schaftsfachleute, daß Klauseln denkbar und 
sinnvoll gewesen wären, die dieDDR-Bür- 
ger nicht völlig enterbt hätten, etwa ein 
endgültiger Strich unter den status quo des 
Eigentums und Eigentumsscheine für je- 
den.Bürger an einem Pool der staatlichen 
Grundstücke. Dies hätte sogar, im Unter- 
schied zu den jetzigen Problemen mit offe- 
nen Eigentumsfragen einen wirtschaftlichen 
Neuaufbau, auch nach kapitalistischen 
Maßstäben, ermöglicht undgefördert. Aber 
die Bürger wollten eben die nationale Ein- 
heit und die Demark und sie wollten sie 
gleich. Dieostdeutsche Wirtschaft verwan- 
delte sich dadurch über Nacht in industriel- 
len Schrott und die Opposition hatte sich in 
ihrer deutschen Tumpheit und im Unter- 
schied zu den Regierenden, nicht einmal 
eine kleine materielle Basis gesichert, mit 
der in Zukunft gewuchert werden konnte. 
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Es hat infolge der Anglıederung an 
die BRD keinerlei Fortschritte an Men- 
schenrechten gegenüber dem Status quo 
gegeben, der 1989 erstritten wurde. Im 
Gegenteil, das ostdeutsche Wirtschafts- 
chaos schafft immerneue Sachzwängezum 
Abbau der vorhandenen Freiheits- und 
Gleichheitsrechte: Das Mietrecht wird wei- 
ter verstümmelt, das Tarifrecht wird gebro- 
chen und die Gewerkschaften entmachtet, 
die Allmacht der Staatsbürokratie schreitet 
mit dem Ausbau der Kompetenzen der Ge- 
heimdienste immer mehr voran, verbliebe- 
ne Räume von Selbstbestimmung, ob in 
den Gemeindeverwaltungen oder in besetz- 
ten Häusern werden kalt oder warm 
gleichgeschaltet. Sogar den Überrest der 
demokratischen mittelalterlichen Gemein- 
wesen der Bauern, die Almende, riß sich 
dıe Treuhand unter den Nagel. 
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Statt jetzt in unendliche Jeremiaden über 
die Unreife des vielzitierten "Volkes der 
DDR" auszubrechen, sollten wir an dıeser 
Stellenun doch fragen, welche überzeugen- 
den wirtschaftlichen und politischen Kon- 
zepte wir von der Opposition dem 
Einigungswahn entgegensetzen konnten. 
Die radikalen bürgerlichen Demokraten 
hatten seinerzeit, 1866, wenigstens einhalb- 
wegs klares demokratisches Programm: 

Diedemokratische Parteı müsse ‘“die 
unbedingte Selbstregierung des Volkes 
anstreben... Das zur Zeit bestehende 
Repräsentativsystem entspricht ebensowe- 
nig wie die Einzelherrschaft dem demokra- 
tischen Gleichheitsprinzip. Wenn die polı- 
tısche Tätigkeit des Volkes sich darauf be- 
schränkt, Vertreter zu wählen, denen es 
keine bindenden Aufträge erteilen darf, dıe 
es nıcht abberufen kann, deren Beschlüsse 
und Willenserklärungen es unbedingt gel- 
ten lassen muß, so ıst das Volk - unter der 
Vormundschaft seiner Abgeordneten -nicht 
minder unfrei als unter dem absoluten 
Regiment eines Vormundes... Die logische 
Konsequenz des allgemeinen direkten 
Wahlrechts ist - allgemeine und direkte 
Teilnahme des Volkes an der Gesetzge- 
bung wie an der Regierung des Staates.’ 
(Jacoby, Programm der deutschen Volks- 
parteı) 

Einige der oppositionellen Gruppen 
der DDR, insbesondere die Gruppen der 
Offenen Arbeit, hatten zwar über Jahre hın- 
weg Formen einer Konsensdemokratie für 
gruppeninterne Zwecke entwickelt. Aber 
die Gruppen genügten sich selbst und mach- 
ten nie größere Ansätze, Teile der Bevölke- 
rung für das eigene Konzept zu begeistern 
und das Konzept für solche Zwecke zu 
systematisieren. Hinzu kam, daß diese 
basisdemokratischen Gruppen gegenüber 
einer Reihe von starken und öffentlichkeits- 
wirksamen Organisationen standen, die 
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mehr oder weniger verschämt von ‘“alternati- 
ven’’ Funktionären dirigiert wurden. Aus 
letzteren Gruppen kamen die selbster- 
nannten Sprecher der Volksbewegung des 
Herbstes 1989. Die Unverschämtheit, mit 
der sie ihr individuelles und elitäres 
Politikverständnis mittels Medıiengegen- 
wart den auf der Straße Agierenden auf- 
zwangen, wurde nur noch durch die Frech- 
heit überboten, mit der der sie behaupteten, 
eben sie seien die Stimme der Massen und 
verwirklichten die Basisdemokratie. Run- 
de Tische wurden gerückt undalte undneue 
Parteien und Organisationen verständigten 
sichrasch aufeine Neuaufteilung der Macht 
unter sich. Diese Art von persönlicher 
Profilierung führte sichtbar zum Erfolg und 
so wurden aus den verblieben Gruppen 
bald die fähigsten Köpfe herausgelöst, 
individualisiert und mit Ämtchen und 
Pöstchen bedacht. Die verbliebenen Grup- 
pen sahen sich politisch aufs Nebengleis 
geschoben und verfielen rasch. 

Immerhin wird man einigen von 
denen, die sich im Herbst 1989 profilierten, 
zubilligen müssen, daß sie das einzige ta- 
ten, was politisch praktikabel war. Die For- 
derung nach einer Gesellschaft von unten 
war 1989 der Bevölkerung nıcht mehr zu 
vermitteln. Diese Vorstellung hätte bereits 
unter dem alten Regime von den oppositio- 
nellen Gruppen klar formuliert und über 
Jahre verbreitet werden müssen. Und auch 
über eine klare Vorstellung zur natıonalen 
Frage hätte leise und laut nachgedacht wer- 
den müssen, über wirtschaftliche Alternati- 
ven zur staatlichen Planwirtschaft und vie- 
les andere mehr. Das konnte nıcht gesche- 
hen, weil die stalinistische Diktatur relatıv 
effektiv eigenständige gesellschaftliche 
Zusammenhänge zerschlug und zersetzte 
und sıch wirkliche, nämlich kontinuierlich 
existierende“ ‘staatsfeindliche Gruppen’ erst 
in dem Maße bilden konnten, ın dem das 
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System wirtschaftlich 
versagte und sich im- 
mer mehr an den 
Westen verschuldete, 
bis es schließlich un- 
ter den Hammer der 
Gläubiger kam. Hier 
beißt sich die Schlan- 
ge ın den Schwanz. 
Eine konstruktive 
Diskussion innerhalb 
einer politischen Be- 
wegung, eine syste- 
matısche Bildungs- 
und Aufklärungs- 
arbeit ın breiten 
Schichten der Bevöl- 
kerung kann nur unter der Voraussetzung 
eines Mindestmaßes an Grundrechten ge- 
leistet werden. 


Wenn ich also mit Augustin Souchy sage, 
daß die schlechteste Demokratie immernoch 
besser ist als die beste Diktatur, wird man 
mir mit einem gewissen Recht entgegen- 
halten, daß dies vielleicht eingeschränkt für 
good old England und andere bürgerliche 
Demokratien bis in die siebziger Jahre hin- 
ein galt, daß aber der Stand der modernen 
Bewußtseinsindustrie, die beliebige 
Manipulierbarkeit der Massen, keine Hoff- 
nung mehr für den frommen Glauben an 
Aufklärung zuläßt. Eben diese Argumenta- 
tion ist fürmich eine faule Ausrede, solange 
keine Versuche gemacht werden, ein Bünd- 
nis aller Gruppierungen zusammenzu- 
bringen, die für Gleichheit, Freiheit und 
Selbstbestimmung eintreten, statt wie jetzt 
im Sumpf von Sachzwängen und falschen 
Bündnissen zu dümpeln. Die Formulierung 
eines gemeinsamen Konzeptes mit klarer 
Unterscheidung zwischen realpolitischen 
Möglichkeiten und Notwendigkeiten einer- 
seits und fernen Zielen andererseits, ist, 
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zumindestens in Ostdeutschland, gar nicht 
so schwierig. Nur müßten sich diejenigen 
endlich wieder zusammensetzen, die mit 
unbehaglichem Gefühl in verschiedenen Zu- 
sammenhängen oder gänzlich atomisiert 
dıe Köpfe hängen lassen. Zur Debatte steht 
auf Grund des wirtschaftlichen und politi- 
schen Disasters derzeit alles, einschließlich 
der nationalen Frage. Es kommt darauf an, 
daß wir denken, diskutieren, verbreiten und 
handeln, bevor die schrecklichen Verein- 
facher auf der Rechten mit ihren scheinbar 
klaren Lösungen im Bewußtsein der Bevöl- 
kerung noch mehr Verwüstungen anrıch- 
ten. Sonst wird es wirklich zu spät seın. 
W. Rüddenklau 


PS.: Der zweite Teil der Falin-Memoiren 
ım Vorabdruck des "Spiegels" bringt eine 
interessante neue Facette. Demnach sind 
Gorbatschow und Schwardnadse bei ihren 
Verhandlungen mit der Bundesregierung 
um die deutsche Einheit entweder nicht in 
der Lage gewesen, die naheliegen sowjeti- 
schen Interessen zu vertreten, oder... Aber 
das sind natürlich wieder Verschwörungs- 
theorien und das bringt auch nicht weiter. 


telegraph 10/93 


“Fremd im eigenen Haus” 
Eine Rezension zu Eppelmanns neuer Autobiographie 


Um es nur gleich zu gestehen: Ich habe 
Eppelmanns Autobiographie ‘“Fremd ım 


eigenen Haus’’ zunächst mit dem Vorsatz‘ 


gelesen, sie zu verreißen. Ich konnte diesen 
Promi der DDR-Friedensbewegungmitden 
kalten Fischaugen nochnie leiden undhatte 
auch einige unangenehme Erlebnisse mit 
ihm. Ich erwartete ein ähnliches Buch wie 
Vera Wollenbergers ‘‘ Virus der Heuchler’, 
eine platte Umfälschung der eigenen Ge- 
schichte. Ich hoffte freilich,, daß das Buch 
nicht ganz so niveaulos ist wie das der 
Wollenberger, die nicht davor zurück- 
schreckte, wider besseres Wissen ehemalı- 
ge Freunde zu verleumden, um sich 
reinzuwaschen. Der ‘‘Heuchler’’ warsoekel- 
haft, daßich darübernichts schreiben moch- 
te. 

Eppelmann dagegen kann mit sel- 
ner bei Kiepenheuer & Witsch erschienen 
Biographie davon überzeugen, daß er nıe 
Verrat an sich selbst und den eigenen Maß- 
stäben geübt hat; anden anderen auchnicht, 
soweit er sie wahrnehmen konnte. Vieles, 
was von uns DDR-Oppositionellen damals 
an Eppelmann nicht verstanden wurde, hat 
einfach damit zu tun, daß er nicht, wie wir 
allermeist, der 68er Protestgeneration an- 
gehörte. Er wurde 1943 geboren. Sein Va- 
terwarK7Z-Wächter, seine Mutter NSDAP- 
Mitglied - eine Tatsache, die ihn durchaus 
entsetzt und mit der er sich auseinanderzu- 
setzen sucht. Nichtsdestoweniger hat er 
schon von seinem Elternhaus her nicht die 
Chance, sich mit der DDR oder einem ideal 
gedachten Sozialismus irgendwie zu iden- 


tifizieren. Sein Vater arbeitet als Maurer ın. 


Westberlin, er selbst besucht bis zum 
Mauerbau ein Westberliner Gymnasium, 
wo ihm eine SPD-Geschichtslehrerin dıe 
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Möglichkeiten einer Kultur des Streits ver- 
mittelt. Nach dem Mauerbau darf Eppel- 
mann als Sohn eines Grenzgängers weder 
die Schule fortsetzen, noch eine Ausbil- 
dung beginnen. Eine Ausbildungsstätte, die 
er dann doch nach Jahren der ‘Bewährung 
in der Produktion’ besuchen kann, erweist 
sich als ‘‘Rotes Kloster’’ und wird von ıhm 
verlassen. Alles Gute hat er ım Westen 
erfahren, alles Schlimme widerfährt ihm ım 
Osten. Der barbarısche Ulbrichtsche 
Repressionsapparat und seine platten 
Überzeugungsmethoden wirken auf ıhn 
abstoßend. Sein Ideal ist eine Demokratie 
bundesdeutscher Prägung und wenn 
Eppelmann die DDR nicht verläßt, so nur 
darum, weil er. dann von seiner Liebe, Evi, 
getrennt würde. Zunächst alleın aus polıti- 
scher Überzeugung verweigert er den 
Armeedienst und wird Bausoldat. Auch 
aus religiösen Gründen verweigert er den 
Eid und nimmt acht schlimme Monate ın 
Militärhaft auf sich. Pfarrer wird er, weil er 
Berufund Leidenschaft verbinden undLeu- 
ten, die nach dem 13. August 1961 ın der 
DDR eingespertt sind, Trost und Stärkung 
vermitteln möchte. 

Eppelmann steht also zu seinen 
Überzeugungen und er ist in Maßen auch 
Demokrat. Er führt ın seiner Gemeinde 
einen halbwegs partnerschaftlichen Füh- 
rungsstil ein, was aber wohl nur soviel 
heißt, daßerim Gegensatz zuraltväterlichen 
Diktatur in weiten Bereichen der evangeli- 
schen Kirche die anderen zu Wort kommen 
läßt, ihr Wissen und ıhre Kenntnisse einbe- 
zieht, aber sich selbst dıe letztendlichen 
Entscheidungen vorbehält. Der listige 
Rechtsanwalt de Maiızıere fällt als IM 
““Czemny’ 1981 ın einem Bericht an die 
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Stası, der im Buch abgedruckt ist, 
ein interessantes Urteil: Eppel- 
mann-habe einen kleinbürgerli- 
chen Geltungstrieb. Er habe kei- 
nenBlıck für größere Zusammen- 
hänge, aber praktisch-organisa- 
torısche Intelligenz. Er gebe Ju- 
gendlichen das Gefühl, ihre Vor- 
stellungen und Vorschläge zu be- 
rücksichtigen, setze aber letztend- 
lich sein Konzept durch. 

In der Tat wird schon am 
Register auffällig, daß nur sehr 
wenig.nichtordinierte Mitkämpfer 
der DDR-Friedensbewegung er- 
wähnt werden. Die Prominenten 
Reinhard Schult und Wolfgang 
_ Templin genießen jeweils einmal 
dıe Ehre der Erwähnung, Bärbel 
Bohley wird immerhin mehrmals, 
wenn auch nebensächlich, er- 
wähnt. Nurnebenbei bemerkt wird 
auch Eppelmanns langjähriger 
treuer Paladin, Thomas Welz. An 
dıe unter dessen Verantwortung 
und maßgeblicher Mitarbeit pro- 
duzierten Infoblätter ‘“Schalom’’ 
und ‘“Wendezeit’’ kann sich 
Eppelmann offenbar nicht mehr 
erinnern und nennt stattdessen 
Namen von zwei zeitweise erschienenen 
Flugblättern. Dafür schwelgter um so mehr 
in prominenten Bekannten von Stolpe bis 
Stoltenberg, von Gysi bis Geißler. Daß es 
neben ihm und seinem Samariter-Friedens- 
kreiseine ReiheandererFriedenskreise gab, 
wırd nur am Rande erwähnt. Erst recht 
kennt Eppelmann kaum Einzelpersonen, 
nımmt wichtige Details wenn überhaupt, 
dann nur in merkwürdiger Verzerrung auf, 
So meint er beispielsweise das Berliner 
Infoblatt ‘“Friedrichsfelder Feuermelder”” sei 
von dem bekannten IM-Pfarrer Gottfried 
Gartenschläger herausgegeben worden. 
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Fremd im eigenen Haus 


Mein Leben im anderen 
Deutschland 


Reale Bedeutung bekommen für Eppelmann 
Personen und Vorgänge offenbar nur ım 
Maße ihrer Prominenz, und die wird, könn- 
teman vermuten, von den bundesdeutschen 
Medien bestimmt. Die Weltgeschichte ist 
eben das Weltgericht. 

Eppelmann ordnet seine Bluesmes- 
sen in die DDR-spezifische Form der Offe- 
nen Jugendarbeit ein, von der er freilich 
glaubt, sie sei von kirchlichen Mitarbeitern 
aus dem Westen importiert worden. 
Richtigstellend wäre zu bemerken, daß es 
sich inanderen Gruppen der Offenen Arbeit 
zumeist nicht umeine bloß rethorische oder 
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technische Infragestellung von Führungsfi- 
guren handelte, sondern um ambitionierte 
Versuche zu einem selbstregulierten 
Gruppenprozeß, der nur in dem Maße ge- 
lang, in dem sich die Autoritäten nach und 
nach zurücknehmen konnten. Eben dies 
gelang Eppelmann ın der Samariterge- 
meinde nicht und so blieben in seinem 
Friedenskreis jelänger jemehrnurideenlose 
Autoritätsabhängige und eine große An- 
zahl von Inoffiziellen Mitarbeitern, die ihm 
nach dem Mund redeten. Weil Eppelmann 
sich nicht von erworbenen Autoritätstiteln 
und seinem patriarchalischen Führungsan- 
spruch herabbegeben wollte und erst recht 
nicht als Gleicher unter Gleichen eine 
Solidargemeinschaftmittragenkonnte, fehl- 
ten er und sein Kreis seit dem Abbröckeln 
des Erfolges der Bluesmessen und späte- 
stens seit 1986 beiden wichtigen Ostberliner 
Ereignissen: dem Protest gegen dıe 
Liquidierung der Friedenswerkstatt, dem 
Kirchentag von Unten, der Zionsaffäre, der 
Luxemburgaffäre und den Solidaritätsak- 
tionen für die Leipziger Verhafteten. Nicht 
zudenkenandiezahlreiche Quertreibereien, 
mit denen Eppelmann den Kampf der 
Basisgruppen sogar behinderte. Dafür ver- 
kehrte er umso eifriger mit westlichen J our- 
nalisten und Politikern und hält sich viel 
darauf zu Gute, daß er beı Hofe - bei gleich 
drei Kanzlerfesten - gute Erfolge einspielte. 
Erst 1989, mit dem Beginn seiner eigenen 
Parteiprofilierung, gab es wieder Aktıvitä- 
ten in der Samaritergemeinde. 

Um seine persönlichen Verdienste 
insrechte Lichtzurücken, führt Eppelmann 
gern das, was ın der DDR-Opposition als 
Gruppenprozeß und kollektive Entschei- 
dung galt, auf seine persönliche Idee zu- 
rück. Ob, wiıe er meint, die persönlichen 
Friedensverträge, die ab 1983 zwischen 
vielen Einzelpersonen aus Ost und West 
geschlossen wurden, wirklich seine Idee 
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waren, ist sehr zu bezweifeln. Leute, die ich 
dazu befragt habe, erinnern sich nur, daß 
diese Kampagne auf einen Beschluß eines 
Friedensseminars zurückging, das 1983 ım 
Rostocker Vorort Ketzin tagte. Zugleich 
gab es eine ähnliche, vom Naumburger 
Friedenskreis ausgehende Initiative. Die 
Kampagne zur Überprüfung der Stimmaus- 
zählung bei der Volkskammerwahl wurde 
wirklich bereits 1986 vom Samariter- 
Friedenskreis betrieben, hatte aber keine 
allzu spektakulären Ergebnisse. Die Erfah- 
rungen aus der damaligen Aktion flossen 
natürlich indie Stimmauszählung von 1989, 
die aber in Berlin nicht zuerst, wie ım Buch 
behauptet, vom Samariter-Friedenskreis 
und Eppelmann vorbereitet wurden, son- 
dern von Gruppen wie dem Weißenseeer 
Friedenskreis und der Arche-Gruppe Wah- 
len, ganz abgesehen davon, daß es inande- 
ren Städten der DDR gleichartige Initiati- 
ven gab. Die Ergebnisse der alternativen 
Stimmenauszählung in den Ostberliner 
Stadtbezirken flossen nicht bei Eppelmann 
zusammen, der zu diesem Zweck einen 
Computer bereitgestellt hatte, sondern ın 
der Kirche von Unten, wo anfangs nicht 
einmal Taschenrechner zur Auswertung der 
Listen zur Verfügung standen. Immerhin 
bequemten sich zuletzt auch dıe Leute des 
Samariter-Friedenskreises, ihre Ergebnis- 
se bei der Kirche von Unten abzuliefern. 
Über das vollständigste Ergebnis verfügte 
der besagte Weißenseer Friedenskreis. 
Der Teufel liegt eben im Detail und 
so bleibt es mühsamen Recherchen über- 
lassen, die Einzelheiten von Eppelmanns 
Darstellungen zu überprüfen. In Punkten, 
in denen mir das gelang, ıst er oft 
detailgenau, wenn man von einer gewissen 
Überbetonung seiner Person absieht. So 
werden gewissenhafte Historiker wahr- 
scheinlich die Prozesse, dıe Eppelmann tat- 
sächlich bestimmt und aus nächster Nähe 
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miterlebt hat, beispielsweise die Organisa- 
tion der Bluesmessen, seine Beziehungen 
zum späten Havemann und die Vorgänge 
um die Herausgabe des Berliner Appells, in 
vielen Passagen ohne wesentliche Korrek- 
turen übernehmen können. Im Gegensatz 
dazu läßt allerdings die Darstellung der 
Entwicklung der Wendepartei ‘*Demokra- 
tischer Aufbruch”’ viele Fragen offen. Die 
Schuld für das erstmalige Treffen mit dem 
westdeutschen Bundeskanzler Kohl, ganz 
ohne den Auftrag des Vorstandes, schiebt 
Eppelmann den Eigenmächtigkeiten des 
Rechtsanwalts Wolfgang Schnur (IMB 
Torsten’) zu. Gegenüber seinen damali- 
gen Vorstandskollegen hat er sich seiner- 
zeit anders geäußert. Auch für den Bruch 
mit der Linken im Demokratischen Auf- 
bruch und das Verhältnis der Partei zur 
damaligen SDP (der späteren Ost-SPD) 
nennt er andere Kausalitäten, als die, die er 
seinerzeit anführte. Eppelmann versucht 
eben oft Geschichte zu machen, indem er 
Geschichte schreibt. Nichts ist natürlich im 
Buch zu lesen über die Intrigen im Vor- 
stand des Demokratischen Aufbruchs, die 
Erhardt Neubert in dem Interview beklagte, 
das wir mit ihm führten. 

Es sei, gab Eppelmann neulich ge- 
genüber einem Berliner Annoncenblatt zu 
Protokoll, heutzutage eine Lust zu leben. 
Und auch im Buch zeigt er sich unfähig, 
den wirtschaftlichen Abstieg seiner 
Landsleute gerecht zu beurteilen, den selbst 
ein bekanntes Hamburger Nachrichten- 
Magazin neulich als potenzierten Morgen- 
thau-Plan charakterisierte. Der Zwickauer 
Trabanthersteller solle sich doch, so 
Eppelmann, statt dem letzten hergestellten 
Auto nachzuweinen, daran erinnern, daß er 
Immer beklagt hätte, nicht bessere Autos 
bauen zu können. Und es ist schon eine 
erstaunliche Frechheit, wenn Eppelmann 
derostdeutschen Bevölkerung vorwirft, daß 
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“diese Vergangenheit nicht allein, wenn 
auch hauptsächlich, zu tun hat mit den 
Regierenden, sondern gleichfalls mit der 
Arbeits- und Lebensleistung der Regier- 
ten’’. Andererseits fiel mir auf, daß 
Eppelmann auch in vielen Punkten, die gar 
nicht ın seine gegenwärtige politische Rich- 
tung passen, Eigenständigkeit bewahrt hat. 
Er bekenntsich heutenoch zur Wehrdienst- 
verweigerung, lehnteineGewissensprüfung 
als absurd ab, ja er äußert sogar sein Unbe- 
hagen über den Golfkrieg und den Ver- 
dacht, daß hier die nordamerikanischen 
Freunde nicht ganz uneigennützig gehan- 
delt hätten. Derartig kontroverse Stellung- 
nahmen, meint er, müsse eine demokrati- 
sche Partei tragen können. 

Ein ehemaliger Bündnisgenosse 
Eppelmanns sagte mir, daß der Friedens- 


.pfarrer wahrscheinlich der einzige im De- 


mokratischen Aufbruch gewesen sei, der 


. das, was sich dann entwickelte, das Bünd- 


nis mit Ost- und West-CDU, die nahtlose 
Angliederung an Westdeutschland, von 


“ Anfang an beabsichtigt und ungebrochen 


erlebt habe. Schon im Berliner Appell von 
1982 sei der gesamtdeutsche Unterton un- 
angenehm aufgefallen. Eppelmannpaßtsich 
nicht an die neuen Gegebenheiten an, - er 
paßt in sie hinein. Und in diesem Sinne hat 
er ein eigenständiges und ehrliches Buch 
geschrieben. Er ıst eben auf der Höhe der 
Zeit, während wir ewigen Meckerer und 
Stänkerer aus ihr herausgefallen sind. 
W. Rüddenklau 
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Kommt das Aus für den Baobab? 
e ‘telegraph’ ’ berichtete in der Ausgabe 7/8 von der möglichen Räumung des 
‘Eine Welt Zentrum/Infoladen Baobab’”’ in der Ostberliner WinsstraßeS53. 
Wir haben uns nach der aktuellen Situation erkundigt. 


telegraph: Wie ist der Stand beim 
Erhalt des Baobab? 

Baobab: Die Eigentümerin, die 
GbR Schepers ... hat die Räu- 
mungsklage eingereicht. Das ha- 
ben sie bereits am 12. Juli 
gemacht,dem selben Tag an dem 
sie die fristlose Kündigung ausge- 
sprochenhaben. Siesind.aber noch 
gar nicht ins Grundbuch eingetra- 
gen. 


telegraph: ErhöhtdasEureChan- | Straße 45, 10779 Berlin, 
cen zu bleiben? S. Groß, _ Holzhausenstr. 
Baobab;: Ja, da die Klägernnun | 32, 60322 Frankfurt, 


die Klagelegitimatıon nachweisen 
muß. Dies versucht sie durch die 
Vollmacht des vorherigen Vermie- 
ters fürunser Zentrum. Diese Voll- 
macht der Beta-Commerz-Concept 
hat sie inzwischen nachgereicht: 
telegraph: Die Begründung für die fristlo- 
se Kündigung war Eure Ankündigung, um 
den Erhalt des Zentrums politisch kämpfen 
zu wollen. Hat sich da inzwischen er 
geändert oder ist das immer noch der On 

für Euren Vermieter Euch vor die Tür set- 
zen zu wollen. ’g > 

Baobab: Diese Begründung halte ich für 


der 
lächerlich, ist aber ımmet noch 


den wir 
Künd sgrund. Natürlich wer 
ig ‘t zu schaffen und 


versuchen, Öffentlichkeit ZU u 
unsere Freunde zu mobilisieren, sich 
den Erhalt des Baobab einzusetzen. Unser 
Anwalt hat inzwischen aber erst er Er 
Klageabweisung beantragt, wei a 
Aktivlegimitation der Klägerın nicht geg 
ben ist. | 
telegraph: Ihr seid hier in d 


er Gegend 
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Als Eigentümerin des Hau- 
ses Winsstraße 53 macht 
sich anheischig: 

die GbR Schepers, 
und Partner bestehend aus: 
H.W. Zemke H.-Heine-Stra- 
Be 29, 
Bub; 


M.R.A. 
Allee 61, 


Zemke 


63322 Rödermark, 
Schepers ‚M.-Lutber-o 


Fledter,) K.-Marxs 


10243#rBerlin, 


wichtig, als Anlaufpunkt für Gruppen die 


‚ antirassistische Arbeit leisten und eine der 


wenigen Möglichkeiten für ausländische 
Menschen, sich zu treffen. Seid ihr immer 
noch entschlossen, alles zu versuchen, hier 
zu bleiben und weiter zu arbeiten? 
Baobab: Na, klar. Dazu brauchen wır aber 
noch Unterstützung. Wır haben da ein 
Spendenkonto beı: 

Netzwerk Selbsthilfe e.V., Konto 
610019414, Berliner Sparkasse, BLZ 
10050000 - Sonderkonto Gewerbemieter, 
Stichwort: Prozeßkosten Baobab. 

Wir brauchen noch Geld für den anstehen- 
den Prozeß. 


PS: Nach diesem Gespräch erhielten wir 
noch dıe Nachricht das der erste Gerichts- 
termin für den 11. Oktober im Landgericht 
Berlin angesetzt wurde. 
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Ein “Ökologischer Marshallplan’’ 
Die Aktion “Globale Umweltpartnerschaft” wirkt recht einseitig, 


In verschiedenen Tageszeitungen und 
Umweltzeitschriften ist in letzter Zeit ein 
ökologischer Marshallplan vorgestellt wur- 
den. Abgedruckt wurde er zum Beispiel in 
der Oktoberausgabe des Umweltmagazin 
Grünstift”” undin der ‘‘Jungen Welt” vom 
31.August. Diejenigen die sich mit dem 
Plan auseinandersetzen wollen, bitte ich 
aber beim Lesen genau aufzupassen, was 
die ““Erstunterzeichner’” hier produzierten. 
Es ist ein Produkt von Franz Alt, Joschka 
Fischer (Bü90/Grüne), Jo Leinen (SPD) , 
Wolfgang Rauls (FDP) und von Lutz Wicke 
(CDU). Dieses breite Bündnis macht den 
““Öko-Marshallplan’’ zum Renner in der 
derzeitigen Umweltdiskussion. Seit August 
unterschrieben zum Beispiel schon Hein- 
rıch Rau, Udo Jürgens, Hubert Weinzierl 
(BUND-Vorsitzender) oder Renate Schmidt 
(Vizepräsidentin des Bundestages). Was 
aber unterschreiben alle diese Leute? Wie- 
so gibt eseinen Konsens der Umweltpolitik 
aus so “kontroversen”’ politischen Lagern. 
Ganz einfach, der Plan tut keinem Europäer 
weh und eine Verbesserung der Umwelt 
könnte unserer Lebensqualität nun wirk- 
lich nicht schaden. 

Zu Beginn führen uns die Autoren, 
die dringende Notwendi gkeit der Verände- 
rung des Umganges des Menschen mit sei- 
nernatürlichen Umgebung vor Augen. Dann 
folgt: ‘“Soll das auch in Zukunft so weiter- 
gehen? Das wäre das Ende für jedes Leben 
auf dem Planeten Erde. Deshalb brauchen 
wireinen ökologischen Marshallplan”’. Die 
Veränderung haben die Autoren, ja auch 
gleich zur Hand. 

“Durch den ökologischen Marshallplan 
müssen 
-die selbstverschuldete Klimakatastrophe 
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-die Ausdünnung der Ozonschicht 

-dıie Bevölkerungsexplosion 

-die Gefahren durch unsichere Atomkraft- 
werke 

-Tegionale Gewaltkonflikte um Öl und 
Wasser 

vermindert oder -besser- beseitigt 
werden.” 

Die ersten zwei Punkte können nıcht 
beseitigt werden, es könnte versucht wer- 
den, die schon Jetzt katastrophalen Zustän- 
de zuerhalten. Beim Punkt 4 zeigt sich, daß 
es sich hier doch um ein sehr wäßriges 
Konsenspapier handelt. Was ist mit den 
Gefahren durch “sichere” Atomkraftwerke 
und Atomwaffen. Und bitte schön, wo soll 
es denn diese ““sicheren’” Atomkraftwerke 
geben. Der letzte Punkt setzt dem wohl 
allem die Krone auf. Wieso nur regionale 
Konflikte und keine internationalen. Bei 
internationalen Konflikten um Öl könnten 
ganz Arglıstige wohl auf die Idee kommen, 
es händelt sich um den Bündnispartner 
USA. Immerhin besitzen die vier großen 
US-ÖlmultisConoco, Amoco, Cheuronund 
Phillips Lizenzen für Probebohrungen auf 
2/3 der Gebietsfläche Somalias. Der 
Golfkrieg ist auch gar nicht so lange her. 
Aber es müssen nur dieregionalen Konflik- 
te beseitigt werden. 

Als Vorbild dient der historische 
Marshallplan. Dieser war aber auch zu ei- 
nem großen Teil dazu da, Interessen der 
USA ın Europa zu sichern. Deswegenbleibt 
zu überlegen, welche Interessen hier gegen 
wen durchgesetzt werden sollen. 

Der eigentliche Plan ist unterteilt in. 
“Ökologische Hausaufgaben der 
Industrieländer’’ und II. die4 Schwerpunk- 
te Klimaschutz, Rettung der (Tropen-) 
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I. Kernpunkt des globalen Mar- 
shallplanes muß es sein, daß die 
Industrieländer zunächst ihre 
ökologischen Hausaufgaben 
machen: 


sellschaften zu einer Oko-So- 

zialen Marktwirtschaft: 
Neue Rahmenbedingungen für 
eine ökologische Steuerreform, 
ein verbessertes Haftungs- und 
Ordnungsrecht. 


Anreize zu einem effizien- 
ten Energiesparen durch En- 
ergiesteuern, bei gleichzeiti- 


ger Abgabenentlastung der 
menschlichen Arbeit. 


3 Die Aufstellung eines kon- 


] Entwicklung der Industriege- 


kreten Maßnahmenpro- 
gramms zur Reduktion des 
CO,-Ausstoßes. 


Eine Klimaschutzabgabe, 

zweckgebunden zur Mitfi- 

nanzierung von in- und aus- 
ländischen Umweltschutz-Pro- 
grammen, die an den Naturerhalt 
gekoppelt sind. 


Massive Förderung der re- 
generativen Energiequellen 


Sonne, Wind, Wasser und 


Biomasse. Gründung einer Inter- 
nationalen Solar-Agentur. 


Die Entwicklung einer 

Kreislaufwirtschaft: Abfall- 

vermeidung, konsequente 
Abfallrücknahme und Verwer- 
tung durch die Hersteller. 


Die Beendigung des Wachs- 
tumszwanges: Neubewer- 


tung des Bruttosozialpro- 
duktes durch ein Ökosozialpro- 


dukt. s) ER 6, 


Iynaa 


II. Neben dieser ökologischen 
Umsteuerung in den Industri- 
eländern muß der Globale 
Marshallplan im Rahmen der 
globalen Umweltpartnerschaft 
durch vier konkrete Okologi- 
sche Marshallpläne verwirk- 
licht werden: 
® Klimaschutz durch Ener- 
gieeinsparungen und erneu- 
erbare Energien 
© Rettung der (Tropen)Wälder 
© Bevölkerungsstabilisierung 
@® West-Ost-Umweltkoopera- 
tion. 


shallplan Klimaschutz“ 

durch Energieeinsparung und 
erneuerbare Energien sollten die 
Industriestaaten ähnlich wie die 
Niederlande und Deutschland na- 
tionale Klimaschutzpläne ent- 
wickeln. Darin muß das Bündel 
von Energiespar- und Kohlendio- 
xid-Reduzierungsmaßnahmen 
mit Hilfe staatlicher Vorschrif- 
ten, finanzieller Hilfen und durch 
finanzielle Anreize aufgeführt 
werden. Außerdem müssen zu- 
gleich auch die notwendigen pO- 
litischen Umsetzungsinitiativen 
benannt und zeitlich terminiert 
werden. Wenn Zweit- und Dritt- 
Weltstaaten ähnliche Klima- 
schutzpläne aufstellen und sich 
verpflichten, innerhalb ihres Lan- 
des eine zweckgebundene, um- 
weltschadensbezogene Energie- 
abgabe wie die OECD-Länder zu 
erheben, sollte diesen Ländern 
aus dem Aufkommen dieser Ab- 
gabe Hilfe zur Selbsthilfe gege- 
ben werden. 


] Beim "Ökologischen Mar- 


Beim »Ökologischen 
) Marsnalplan Rettung der 

(Tropen-) Wälder“ sollten 
alle Staaten verbindliche natıona- 
le Waldentwicklungspläne vorle- 
gen, mit denen ihre Wälder nach- 
haltig genutzt, geschützt und ent- 
wickelt werden können. Die öko- 
logisch wertvollsten tropischen 
Regenwälder können dann und 


nur dann gerettet.werden, wenn 
den Tropenwaldländern finanzi- 
elle Hilfe zur Selbsthilfe gegeben 
wird. Dabei müssen insbesondere 
auch die Ursachen der Tropen- 
waldzerstörung - d. h. vor allem 
Massenarmut, Bevölkerungsex- 

_plosion, ungleiche Landvertei- 
lung und extreme Auslandsver- 
schuldung — angegangen werden, 
aber auch wirksame und ange- 
paßte Wiederaufforstungspro- 
gramme und zusätzliche Maßnah- 
men zum Total-Schutz ökolo- 
gisch besonders wichtiger Tro- 
penwaldgebiete durchgeführt 
werden. 


shallplan Bevölkerungssta- 
bilisierung‘ benötigen die 
Dritte-Welt-Staaten finanzielle 
und sonstige Hilfe. Wenn und so- 
weit diese Staaten Bevölkerungs- 
stabilisierungspläne entwickeln 
und realisieren, sollte ihnen ins- 
besondere in den Bereichen 
© bessere Ausbildung der Frauen 
® Verminderung der Säuglings- 
sterblichkeit 
@ Entwicklung angepaßter sozia- 
ler Sicherungssysteme 
@® Geburtenkontrolle 
von der internationalen Staaten- 
gemeinschaft wirksame Hilfe ge- 
währt werden. 


3 Beim "Ökologischen Mar- 


Beim ”Okologischen Mar- 
A snaipiar West-Ost-Um- 
weltkooperation“ sollten 
die Industrieländer des Nordens 
die Gefährdungen der Umwelt 
durch Luft- und Gewässerver- 
»schmutzung sowie durch atom- 
technische Anlagen im Rahmen 
einer bindenden Selbstverpflich- 
tung deutlich vermindern. Den 
osteuropäischen Staaten sollte zur 
Erhöhung der Umweltsicherheit 
und der Umweltqualität finanzi- 
elle und sonstige Hilfe zur Selbst- 
hilfe gegeben werden. 


Wälder, Bevölkerungsstabilisierung und 
West-Ost Umweltkooperation. Beı den 
Hausaufgaben für “uns”, soll eine öko- 
soziale Marktwirtschaft erreicht werden. 
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Oder wie heißt es zum Abschluß: ““Die 
Beendigung des Wachstumzwanges: Neu- 
bewertung des Bruttosozialproduktes durch 
ein Ökosozialprodukt.’’ Das wäre gar nicht 
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— En 


schlecht. Vielleicht mit das Beste, was aus 
den jetzigen gesellschaftlichen Verhältnis- 
sen heraus, für die Umwelt erreicht werden 
könnte. Aber leider halt kein bißchen mehr. 

Die Wortwahl der Autorenzeigt dann 
“wer gegen wen?’’. Auf der einen Seite 
heißtes““ Anreize”, ““ Aufstellung eines Pro- 
gramms’’ oder ‘*Entwicklung’’. BeimTeilII 
heißt es dann, um Hilfe zur Selbsthilfe zu 
bekommen, müssen die Länder sich ‘‘ver- 
pflichten’’, die Pläne werden nicht nur auf- 
gestellt sondern sind ““verbindlich’’. Wenn 
Bevölkerungsstabilisierungspläne entwik- 
kelt und’’ realisiert” werden, gibt es Unter- 
stützung. 

Spätestens da rücken sich die Herren 
aber auch in die Nähe von 
Neomalthusianisten. Malthus warein Geist- 
licher und Ökonom im England des vorigen 
Jahrhunderts. Er erkannte schon die 
““Überbevölkerung”’ undsympathisiertemit 
Kriegen und Katastrophen, welche die 
Bevölkerungszahlen einschränkten. Schon 
damals wurde der gute Mann widerlegt, da 
es sich hierbei nur um ein 
Verteilungsproblem, alsoeinökonomisches 
Problem handelt. Von Überbevölkerung 
wırd nur in den Ländern gesprochen, in 
denen ein riesiger Überschuß an Arbeits- 
Kräften vorhanden ist. Die 
Bevölkerungsdichte der Niederlande und 
der BRD sind mit am höchsten. Trotzdem 
spricht hier keiner von Überbevölkerung. 
Was bei der Bevölkerungspolitik zum Bei- 
spiel der FAO (Welternährungsorganisation 
der UNO) herauskommt, zeigt Ingrid Strobl 
ım Buch ‘‘Strange Fruit”. Es kam zu 
Zwangssterilisierungen, bloß damit die 
Zahlen und damit das Geld stimmte. Ab- 
treıbungen - für Herrn Alt in Deutschland 
ein Verbrechen - würden dann belohnt. Das 
ist doch blanke Scheinheiligkeit. Den Be- 
griff Bevölkerungsexplosion sollten die 

Herrn langsam aus ihrem Wortschatz strei- 
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chen. Hier gibt es keine Bombe und keine 
Bevölkerung wendet Gewalt an, wie uns 
das Wort Explosion assoziieren soll. 

“Die Menschheit muß jetztdie Weis- 
heitder Indianerbeherzigen, sie lautet: *“Wir 
haben unsere Umwelt nicht von unseren 
Vätern geerbt, sondern nur von unseren 
Kindern geliehen.’ ‘““ | 

Nach diesem Plan kommt es mir so 
vor als denken die Herren Fischer, Alt und 
Co.: “Wir sollten dierestliche Welt vonden 
Kindernder ‘“Indianer’’ kaufen. Weiterheißt 
es, alle Umweltengagierten müßten den 
größtmöglichen Druck zur Realisierung 
ausüben. Da wırd mir nur noch schlecht. 
Statt so ein Papier zu schreiben sollten, sich 
dıe drei Landesumweltminister Fischer, 
Leinenund Rauls, der Umweltstaatssekretär 
Wicke und Franz Alt, mit der ihm gegeben 
Öffentlichkeit, lieberum die Verwirklichung 
der Hausaufgaben kümmern. 

Dirk Schneider 
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Entmilitarisierung 


Somalia-Einsatz 
Die ersten desertieren 


Was als Arbeitsbeschaffungsmaßßnahme 
(ABM) für eine ihres Sinns endgültig be- 
raubte Armee begann, wird zur General- 
probe für eine neue Rambo-Truppe. Mit 
einem in Vorbereitung befindlichen deut- 
schen Oberkommando für den UNO-Ein- 
satz in Somalia soll auch die Bundeswehr 
wieder deutsche Stärke zeigen. Natürlich 
läßt sich das Produkt Krieg nicht mehr so 
gut verkaufen. Aber nach 1984 haben die 
Strategen gelemt: Krieg ist Frieden! Nein, 
das wurde 1948 geschrieben. Heute heißt 
der Verkaufsschlager ‘‘friedenserzwin- 
gende Maßnahmen’’ oder “humanitäre 
(Kampf)einsätze”’. Es macht dann auch 
nichts, wenn der Auftrag ‘“Sicherstellung 
der Versorgung indischer Truppen’’ lautet, 
aber die Inder sind noch gar nicht da. 
Andere sind da schon wieder weg, die 
Italiener: ““ Wir sind nicht daran gewöhnt, 
Massaker zu begehen’’, äußerte deren 
Verteidigungsminister. 

Mit 1700 Soldaten ist die Bundes- 
wehr in Somalia einmarschiert. Nur 46 
davon sınd Wehrpflichtige. Der Wehrbe- 
auftragte des Bundestages meinte, der 
Somalıa-Eınsatz hätte ““einen Motivations- 
schub ın dıe Truppe gebracht. ’’ Beieinigen 
zumindest in der Hinsicht, daß sie aussteı- 
gen, wie die folgenden zwei Fälle bewei- 
sen. Wieviele weitere es gibt, verschweigt 
die Bundesregierung. Eine Statistik wird 
nicht geführt. (siehe auch ‘Die neuen Zah- 
len’”) 
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Desertion wegen Vertrags- 
bruch - Zeitsoldat Lehmann 
hat keinen Bock mehr 


““Unter den Bedingungen des Grundgeset- 
zes habe ich mich zum Dienst verpflichtet, 


‘so lautet auch mein Eid und jetzt werden im 


nachhinein die Vertragsbedingungen geän- 
Der das sagt, heißt Jan Lehmann, 
kommt aus Halle und hatte sich für vıer 
Jahre als Zeitsoldat beim Fallschirmjäger- 
bataillon 261 gemeldet. Ganze Berufssol- 
datenverbände beklagen diesen Zustand, 
wollen aber im Endeffekt nur mehr Knete. 
Insgesamt 52 Mio ““Buschgeld’’-Prämie 
wurden inzwischen schon ausgezahlt. 


Von einem der einzog 


Als am 1. April 1992 einberufen wird, ıst 
auch Jan darunter. Während andere aus Pro- 
test gegen die Wehrpflicht Berliner Bahnhö- 
fe blockieren, düst Jan mit dem Auto zur 
Bundeswehr. Auch aus dem im August 89 
ersten besetzten Haus Ostberlins sitzen Leu- 
te auf den Gleisen. Halle-Jan gehörte zu den 
Erstbesetzern und arbeitete nach der Wende 
auf ABM-Basis an der Sanıerung des Hau- 
ses. Als dem gelernten Stukkateur aufeinem 
Fragebogen eine Weiterqualifizierung an- 
geboten wird, trägterein: Astronaut... Doch 
Gelder und ABM-Stellen werden bald ge- 
strichen. Die Hausgemeinschaft zerbricht. 
Das Nach-Wende-DDR -Freiheitswunder ist 
vorbei. 

Was bleibt? Einer, der sucht nach 
einem anderen, eigenen Lebensgefühl. Ska 
und Sport und schnelle Autos. Jan ıst ar- 
beitslos und Vater eines Kindes. Eın 
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Aprilscherz ist für ihn die Verpflichtung 
zur Truppe nicht. Er sieht darin einen inter- 
essanten, gutbezahlten Job und hofft dar- 
auf, seine Würde bewahren zu können. 
Fallschirmspringer ist ja schon fast sowas 
wie Astronaut. Den Wolken ein Stück nä- 
her. Doch ausgerechnet mit dem Militär? 
“Quatsch, die machen mich nicht alle.” 
Schließlich sei die Bundeswehr nicht die 
NVA. Den ostpreußischen Drill kennt er 
aus seiner Zeit im Erziehungsheim. Auch 
wenn Freunde den Kopf schütteln und sich 
von ıhm abwenden. Das ist ihm egal. Dem 
besetzten Haus hat er längst den Rücken 
gekehrt und eine Mietwohnung bezogen. 


Der Wendepunkt 


“Ich habe gesehen, daß Soldaten nach 
Somalıa befohlen wurden, ohne daß es dar- 
über eine Diskussion gab... Wenn ich einen 
Befehl erhalte, gibt es nur zwei Möglich- 
keiten: Entweder ich befolge ihn oder lege 
im nachhinein Beschwerde ein, oder ich 
verweigere ıhn und werde dafür bestraft. ’’ 
Späte Erkenntnis. Jan L. verläßt die 
Kaserne am 9. Juni und taucht unter. Bis 
Oktober hätte er noch ausharren können, 
um eine nach zweijähriger Dienstzeit mög- 
liche ehrenhafte Entlassung zu erreichen. 
Klar hättebis dahin der Somalia-Marschbe- 
fehl kommen können. Klar auch, daß er 
nicht hätte in die Wüste verschleppt werden 
können. Aber die vielen kleinen Schikanen. 
Nein, Bundeswehr istnichts für Men- 

schen mit eigenem Willen und Gewissen. 
Jan will einfach nur seine Entlassung aus 
der Bundeswehr und zwar sofort. Denn, 
auch wenn kein Pazifist, hat er sich doch 


einen Rest Nachdenklichkeit bewahrt. Als 
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er, Teilnehmer der geschichtsträchtigen 
Großdemo am 4. November 89 in Ost- 
berlin, vom UNO-Massaker an demonstrie- 
renden Frauen und Kindern in Mogadischu 
erfährt, ist bei ihm endgültig der Ofen aus. 
Das Soldatengesetz Paragraph 54 zeigt den 
kürzesten Weg: ‘Das Dienstverhältnis en- 
det ferner durch ... Entfernung aus dem 
Dienstverhältnis eines Soldaten auf Zeit.” 
Seinen Kommandeur weist Jan in seiner 
Abschieds-Erklärung auf den Art. 16 
Soldatengesetz hin (siehe unten). 

In einem Interview äußert er: ‘‘Der 
Ernstfall war eine weit von der Realität 
entfernte Fiktion. Daß Deutschland in sei- 
nen Grenzen angegriffen würde, ausgerech- 
net auch noch nach dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion, des gesamten Ostblocks, 
glaubte doch niemand wirklich. Ich hätte 
auchnie gedacht, daß Deutschland, ähnlich 
wie die USA, mal wieder so eine Rolle als 
Weltpolizist übernehmen könnte. ”’ 

Hat sich Jan darüber Illusionen ge- 
macht? 

“Dann dieser Somalıa-Einsatz. Die 
Vorbereitungen dafür liefen in meiner Ein- 
heit auf Hochtouren, die ersten wurden be- 
reits Mitte März dorthin befohlen. Keiner 
wußte genau, was ihn eigentlich erwartet. 
Die Bonner‘Politiker stritten um die 
Rechtmäßigkeit der Einsätze, die Nach- 
richten aus Somalia berichteten von er- 
schossenen UN-Soldaten, von Blauhelmen, 
die bei einer Demonstration auf Frauen und 
Kinder schossen, von Protesten der Men- 


schen gegen die Ankunft der deutschen 
Soldaten.’ 


Kriegsberichterstattung von 
der Heimatfront 


Mittlerweile hat Lehmanns Abfall von der 
Bundeswehr einiges an Medienecho erfah- 
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ren. ‘“Kontraste’’ und die Wochenzeitung 
““Freitag’’ berichteten. Der militärfreund- 
liche Schreiber der ‘Berliner Zeitung’, 
Walter Wüllenweber, denunzierte dıe Ber- 
liner Kampagne gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär und andere, die 
sich mit dem Deserteur solidarisierten und 
versucht sich als KDV-Berater. Weil nicht 
sein kann, was nicht sein darf, hätten frem- 
de Kräfte, möglicherweise gar die PDS, mit 
der Jan nun rein gar nichts am Hut hat, 
dessen Flucht ‘‘gemanagt’’. Marion Seelig 
führte ein Interview für den ‘“Freitag’’ mit 
Jan. Sieist Mitglied des Berliner Abgeordne- 
tenhauses, allerdings für die VereinigteLin- 
ke innerhalb der PDS-Fraktion, was ım- 
merhin noch ein gewichtiger Unterschied 
ist. Auch Anwalt Volker Ratzmann wird 
angegriffen. ‘“Derhätte seinen Klienten dazu 
auffordern können, wieder in seine Einheit 
zurückzukehren, um das Gericht milde zu 
stimmen. Haterabernicht.’’ Undsohättees 
Herr Wüllenwebergem: “Jan Lehmann wird 
vor einem ordentlichen Gericht angeklagt 
werden, und er wird verurteilt. Er wırd 
vorbestraft, vielleicht muß er für einige 
Jahre ins Gefängnis.’’ Wüllenweber erfin- 
det gar einen ‘“Wehrbeauftragten der Bun- 
deswehr’’. Aber noch haben wir hier einen 
Bundestag statt Militärdiktatur. 


Demokratisches oder Militärgericht? 


Das Amtsgericht Wildeshausen ver- 
urteilte unlängst einen 24jährigen Fall- 
schirmjäger aus Steinheim wegen eigen- 
mächtiger Abwesenheit zu einer Geldstrafe 
von 3000 Mark. Der hatte ganz andere 
Motive für seine Entfernung von der Bun- 
deswehr. Zum Jahreswechsel war er nach 
Kroatien gefahren, um dort mitzukämpfen. 

Sicherlich, wie lange Fallschirm- 
springer Lehmann den Feldjägern entwi- 
schen kann ist ungewiß. Doch so einer 
wurde auch geschult im Überlebenskampf. 
Drei Monate allein irgendwo im Wald, sınd 
für ihn keine Hürde. So eine Schulung zum 
Einzelkämpfer macht hart. 


Der Gerichtsprozeß könntespannend 
werden. Denn auch wenn die Karlsruher 
Richter ihren vorläufigen Segen für den 
Somalia-Einsatz gaben, müßte mit den 
Berufssoldaten ein neuer Arbeitsvertrag 
ausgehandelt werden. Wie im normalen 
Arbeitsleben üblich hätte Jan und den an- 
deren zumindesteine Änderungskündigung 
vorgelegt werden müssen. 

Gerold Hildebrand 


Entmilitarisierungs-Nachrichten 


Kinkels Kontinuität 


Als der Außenminister noch BND-Chef 
war, half er Saddam Hussein den iraki- 
schen Geheimdienst aufzubauen. Unter der 
Prämisse ‘“Gibst du mir, geb ich dır." wur- 
den in der BRD lebende irakische Opposi- 
tionelle ans Messer geliefert, Hussein sollte 
dafür bei der RAF-Bekämpfung helfen. 
Auch die terroristische Guerilla Renamo 
(Mozambique) erhielt Unterstützung, z.B, 
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SAM-7-Raketen. Ausrangierte deutsche 
Starfighter wurden via USA nach Taiwan 
geschmuggelt. 

Und heute äußert Kinkel stereotyp, 
die an Indonesien verkauften NVA- 
Kriegsschiffe dienten ausschließlich der Pi- 
raten- und Drogenschmuggelbekämpfung. 

Quelle: Wochenpost, Erich Schmidt- 
Eenboom ‘““Schnüffler ohne Nase -derBND. 
Die unheimliche Macht im Staate’’, Econ- 
Verlag 
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Kurdischer Menschenrechts- 
aktivist verhaftet 


Während des Kurdistan-Besuches der 
Mutlangener Gewaltfreien Aktionsgruppe 
““Pflugschar für Kurdistan’” wurde deren 
Begleiter Hafız Uzun, Vorsitzender der 
Arbeiterpartei des Volkes (HEP), aus 
Diyarbakır festgenommen. Das Carl-Kabat- 
Haus ruft auf, Protestbriefe u.a. an den 
Kanzler der türkıschen Botschaft ın Bonn, 
Herrn Onur Öymen, Utestr. 47,53179 Bonn 
und das Außenministerium zu senden. Hafız 
Uzun ist kein Einzelfall. Die Umstände 
seiner Verhaftung am 12. März 93 ın Lice 
sprechen für die Vermutung, daßessichum 
den Versuch dertürkischen Sıcherheitskräfte 
handelt, Kontakte zwischen Kurden und 
ausländischen Delegationen zu unterbin- 
den. Inder Haftbegründung vom 15.3. heißt 
es, Hafız hätte PKKlern einen Schlafplatz 
angeboten. 

Kontakt: ‘*“Pflugschar für Kurdistan’’, 
Eray Eryazıcı, Holger Jänicke, Carl-Kabat- 
Haus, Schulstr. 7, D-73557 Mutlangen 

nach: FriedensForum 


Landminen ächten, Fiat boy- 
kottieren 


Die “Kampagne gegen Landminen’’ fordert 
dazu auf, an die Bundesregierung zu appel- 
lieren, um eine Überprüfungskonferenz mit 
dem Ziel des weltweiten Verbots von Pro- 
duktion, Export und Anwendung von 
Landminen zu beantragen. 

Monatlich werdenca. 850 Menschen 
durch Landminen getötet, 450 verletzt. Die 
UNO rechnet mit mehr als 2 Millionen 
Toten durch diese Minen in den kommen- 
den Jahren. Hauptproduzent der Langzeitbe- 
drohungswaffen ist die Firma ‘““Valsella 
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Meccanotecenica” imitalienischen Brescia, 
eine Tochterfirma von Fiat. Ein Koordinie- 
rungstreffen der Internationalen Landmi- 
nenkampagne ist für den 2. Dezember 93, 
dem 10 Jahrestag der unzulänglichen UN- 
Konvention zum Verbot konventioneller 
Waffen, die ““übermäßige Verletzungen” 
verursachen, in Brescia geplant. 

Kontakt für Wanderausstellung, 
Minenteppich: medico international, 
Obermainanlage 7, 60314 Frankfurt a.M., 
(069) 24438-21 


OFFENe HEIDe plant 
Friedenszentrum 


Die Bürgerinitiative gegen die militärische 
Weiternutzung der Colbitz-Letzlinger Hei- 
de (bei Stendal/Magdeburg) plant für eine 
ständige Präsenz vor Ort ein Friedens- und 
Begegnungszentrum. Vorerst wird es aus 
Bauwagen bestehen. 

Mit aus diesem Grunde wurde ein 
neues Spendenkonto eröffnet: 

Konto: Antje Hildebrandt, Friede- 
mann John, Kreissparkasse Stendal, Kto.- 
Nr. 356011697, BLZ 81053052, Stichwort: 
OFFENe HEIDe 

Die Absicht der Bundesregierung ist 
es,inderColbitz-Letzlinger Heidedas ‘‘mo- 
dermnste Gefechtsfeldzentrum der Welt’’ ent- 
stehen zu lassen. Entgegen deutscher Zusa- 
gen ım Zweı-plus-Vier-Vertrag sollen hier 
NATO-Truppen üben. Eın Hintergrund ist, 
daß 1995 der Vertrag für dıe Lüneburger 
Heide ausläuft. Ein massiver Übungsplatz- 
tourismus ist zu erwarten. Denn die Bedin- 
gungen für das Simulieren von out-of-area- 
Einsätzen mittels Laserwaffen werden ein- 
malıg seın. 

Jeden ersten Sonntag ım Monat ab 
14 Uhr gibt es mittlerweile einen Friedens- 
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weg auf den betonierten Panzerstraßen in 
die Heide hinein. Damit wird zur offenen 
politischen Aktion, was die Anwohner sonst 
heimlich tun: Normalität einüben. Der je- 
weilige Ausgangsort ist bei den Kontakt- 
adressen zu erfragen. 


Nachtrag: 


Kontakt: Erika Drees, Beethovenstr. 
1, 39576 Stendal, Tel. (03931)216267 

Friedemann John, Lüderitzer Str. 7, 
39576 Stendal, Tel/Fax (03931)212288 
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Lassen Sie uns Gott danken! 
Verabschiedung von NVA-Kriegsschiffen nach Indonesien 


Nach Politik und Aktion war uns 
eigentlich nicht mehr zumute, als in 
Schleswig-Holstein der Morgen graute und 
wir völlig übermüdet mit einer alten 
Klapperkiste in Neustadt/Holstein anka- 
men. Für diesen 23. September waren wir 
in den dortigen Marinehafen der deutschen 
Bundeswehr eingeladen worden. Die indo- 
nesische Armee gab ein Fest - drei der von 
Deutschland nach Indonesien verkauften 
Kriegsschiffe (2 Parchim, 1 Frosch) sollten 
an die neue Besatzung übergeben werden. 

Keiner von uns wußte aber Genaue- 
res - wir waren ja nicht eingeladen worden. 
Doch als wir dann einen Bus mit dem 
Kennzeichen BG überholten, erkannten wir 
sie trotz ihrer grünen Tarnung: ein kleiner 
Teil der 200 geladenen Gäste. Beim 
Zeremoniell würden sie sich dann alle tref- 
fen - hohes indonesisches und deutsches 
Militär, Vertreter der Politik mit ihren Gat- 
tinnen, Journalisten. Sogar der Botschafter 
des königlichen Großbritanniens bekam 
seine Einladung! 

“< Als erstes lassen Sie uns Gott dan- 
ken, daß wir uns heute versammeln können 
aus Anlaß der Zeremonie zur offiziellen 
Indienststellung der Schiffe. Vor einiger 
Zeit waren wir dabei, als die rot-weiße 
Kriegsflagge auf diesen ehemaligen NVA- 
Schiffen gehißt wurde, als Zeichen der ofli- 
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ziellen Zugehörigkeit dieser Schiffe zur in- 
donesischen Marine...”’, so ein führender 
indonesischer Marineangehöriger. Er gab 
den Schiffen die neuen Namen und für die 
Rekonstruktion dankte er der Peene-Werft, 
der Neptun-Werft und der Ferro-Stahl AG. 

Ein Toast auf die Freundschaft, hoch 
leben die Rüstungsgeschäfte - 3 neue U- 
Boote und 39 Kriegsschiffe tun den indone- 
sischen Machthabern und unseren Kassen 
wohl! 

Unser Platz blieb leider vor dem be- 
wachten Tor des Hafengeländes - 20 Leute 
aus Halle, Berlin und Dresden hatten sıch 
gefunden - etwas enttäuscht wohl auch: 
Was sollte dieses Häuflein ausrichten, an 
einer Stelle, von der aus man den Schiffen 
bestenfalls noch beim Auslaufen winken 
konnte?! 

Doch trotz der Arroganz und Protzig- 
keit, mit der Vertreter der höheren Ebenen 
ihre Händel feiern, sorgen sie doch vor - die 
Polizei stand für unseren Empfang schon 
bereit. Immerhin hatte man uns wahrge- 
nommen! Aber wir blieben friedlich; und 
sie blieben es auch, trotzdem die altbekann- 
ten Plakate der völkermordverdächtigen 
Bundessicherheitsratsmitglieder wieder 
angebracht wurden. Es erklangen ein paar 
Trommeln, Transparente wurden entrollt. 
“Wir klagen an die Bundesregierung we- 
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gen Beihilfe zum Völkermord - eine Regie- 
rung, die in unserem Namen handelt! Ohne 
uns!’’ Diese schwere Anklage vor der 
Frontscheibe mußte ein jedes Auto solange 
verweilen, bis die festlich gekleideten In- 
sassen alles gelesen und unser Protest- und 


Infomaterial entgegengenommen hatten - 


teilweise willig und sogar freundlich, teil- 
weise wütend bis zur Lächerlichkeit, auch 
desinteressiert und gelangweilt. Doch eine 
niedlich Geste hatten alle gemeinsam: 
Durchfuhren sie unsere Schranke, die wir 
kurz anhoben, verschwanden die Köpfe 
unwillkürlich zwischen den Schultern, als 
ob sıe sich stoßen könnten an der 
draufstehenden Anklage! 

Gästestau auf der vielbefahrenen 
Zufahrtstraße zum Militärgelände, vor ei- 
nem schwarzen, straßenbreiten Transpa- 
rent und 20 Leute, die nicht zulassen wol- 
len, daß ein Regime, das unter anderem 
Völkermord in Ost-Timor zu verantworten 
hat, von unserer Regierung noch ständig 


großzügig unterstützt wird! 

Man hat uns gehört, aberunsere Stim- 
me ıst zu leise, als daß sich einflußreiche 
Politiker und an Rüstungsgeschäften ver- 
dienende Konzerne genötigt fühlen, ihre 
menschenfeindliche Exportpolitik auch nur 
im geringsten zu verändern - Indonesien ist 
ja nur eines der zahlreichen Beispiele, die 
das Desinteresse der Bundesregierung an 
wirklichem Frieden deutlich machen! So- 
lange es Krisengebiete gibt, fließt auch das 
Geld grenzenlos. 

Zwar haben wir von verschiedenen 
Seiten Solidaritätsbekundungen bekom- 
men, doch aktive Unterstützung, die uns 
wirklich helfen würde, blieb bisher aus. 

Aber noch sınd die Schiffe nicht alle 
ausgelaufen, noch werden bei uns indone- 
sische Begleitmannschaften ausgebildet - 
noch können wir etwas tun! Helftuns dabei! 

Uljana Sieber von 
Tımur und kein Trupp 


Meldungen 


Aus Hanf einen Strick drehen 


Am Morgen des 9. September brach eın 
Spezialeinsatzkommando der Polizei die 
Türen von zwei Wohngemeinschaften ın 
der Geraer Kurt-Eicher-Str. 15 auf. Das 
Haus war als Anlaufstelle für die Antıfa 
bekannt. Die Bewohner wurden mit vorge- 
haltener MP bedroht. Soweit sie noch ım 
Bett waren, durften sıe sıch nıcht anzıehen, 
sondern mußten sich auf den Boden legen 
und wurden gefesselt. Als Grund für den 
gewaltsamen Einbruch und eine anschlıe- 
ßende Haussuchung wurde Verdacht auf 
Verstoß gegen das Betäubungsmittelgesetz 
und damitzusammenhängende ‘Gefahr ım 
Verzug’’ genannt. In der Tat fanden die 
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Beamten schließlich einige im Blumentopf 
gezüchtete Hanfpflanzen. Außerdem be- 
schlagnahmten dıe Beamten - in der einen 
Wohnung völlıg ohne Zeugen - dies und 
jenes, einen Computer, einige Nummern 
der Zeitschrift ““ Radıkal’’ undandere Schrif- 
ten, zweı Gaspistolen und ein defektes Luft- 


_ druckgewehr. 


Die Bewohner der Wohngemein- 
schaften wurden aufs Polizeireviergebracht 
und erst nach fünfstündigem Warten ent- 
lassen. 

Laut Polizeibericht, den die ‘‘Ost- 
thüringer Zeitung”’ ohne weitere Rückfrage 
abdruckte, verlieffreilich alles ganz anders: 
Nach einem Rauschgiftverdacht gegen ei- 
nen polizeibekannten Geraer Bürger habe 
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die Polizei ein leerstehendes, von Linken 
genutztes Quartier betreten und habe ohne 
Gewalt gegen Personen agiert. Man habe 
verschiedene Waffen gefunden und ım 
Oberstock Pflastersteine und Stacheldraht. 
Zu der Frage, ob man hinsichtlich des 
Rauschgiftes erfolgreich gewesen wäre, 
wollte sich die Polizei zu diesem Zeitpunkt 
nicht äußern. Immerhin hatte sie aber vor- 
sorglich 9 Ermittlungsverfahren wegen Ver- 
stoß gegen das Betäubungsmittelgesetz ein- 
geleitet, also gewissermaßen je Hanfpflanze 
drei Verfahren. Aber es geht ja um das 
Prinzip. 

| Erstaunlich ist immerhin, daß we- 
nige Tage später derselbe Redakteur der 
“Ostthüringer Zeitung’’, der die Polizeidar- 
stellung wiedergegeben hatte, einen korri- 
gierenden Bericht brachte. Wiees schon bei 
Egon Erwin Kisch heißt: Eine Zeitungsente 
hat für den Redakteur zweiVorteile. Er- 
stens hat er sie als einziger und zweitens 
bekommt er noch das Zeilenhonorar für die 
Berichtigung dazu. 


Rekord: 77 Minuten 
Rekrutenzugblockade 


DerKampagne gegen Wehrpflicht Zwangs- 
dienste und Militär gelang es zum 
Einberufungstermin, der diesmal aufden 4. 
Oktober fiel, wieder einmal, einen Zug zu 
blockieren. Diesmal überraschenderweise 
in Potsdam. Ab 8.30 sammelten sich am 
altbekannten Demonstrationsort Alex 
Weltzeituhr etwa 50 Kriegs(dienst)geg- 
nerInnen. Ein Kampagnensprecher wies vor 
allem aufden Zusammenhang von Lohnab- 
bau und Kriegsfinanzierung hin. Die 
Streichung von Geldern im Zivildienst- 
bereich hat etwa die Größenordnung, die 
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der Einsatz deutscher Soldaten in Somalıa 
den Steuerzahler bisher kostete. Nebenbei 
kursierte der Spruch: Fahr’n wir mal nach 
Potsdam, aber am besten einzeln. 
Aufgezogen war ein massives 
Polizeiaufgebot. Über 30 ‘“Wannen’’ und 
Busse mit Uniformierten rund um den 
Alexanderplatz. Auch fast alle S-Bahnhöfe 
waren wieder bewacht, Fernbahngleise ab- 
geriegelt. Polizeihorden versuchten Grüpp- 
chen von drei Personen den Zugang zum S- 
Bahnhof zu verwehren. Eine Einzelperson 
wurde belegt: ‘Laß dich hier nicht mehr 
blicken, sonst kriegst dueinsaufdie Schnau- 


> 


Ze. 
Doch in Potsdam schien die Sonne 


und die Luft war rein. Etwa 40 Leute blok- 
kierten gegen Mittag die Ausfahrt des IC 
“Kaiserstuhl”. 

Die Reisenden waren geteilter Mei- 
nung über die Fahrtverzögerung. Es gab 
jedoch interessante Diskussionen über 
Wehrpflicht und Kriegseinsätze, die man- 
che/n nachdenklich gemacht haben dürfte. 
Vor allem der Zusammenhang von 
Kriegsführung und Zivildienst ist weitestge- 
hend unbekannt. 

Etwa 20 Rekruten befanden sich ın 
dem Zug. Nicht alle gaben sich zu erken- 
nen. Ein Beratungsangebot lehnten die 
meistenab. Keinersprangdiesmalab. Nach- 
dem die BeraterInnen durch den Zug ge- 
gangen waren, brachen die BlockiererInnen 
von selbst die Aktion ab. So wurden bei den 
letzten zwar noch die Personalien festge- 
stellt. Sie wurden aber nicht mehr in den 
Gefangenentransporter verfrachtet. 

Potsdamer Polizei und BGS räumten 
zwar etwas angemessener als wir dıes von 
ihren Berliner Kollegen gewohnt sind, doch 
gab es auch hier Würgegriffe und Faust- 
schläge gegen die völlig gewaltfreien 
BlockiererInnen. Ein Teil der Polızei hatte 
sich ängstlich vermummt: Aus Angst vor 
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dem Schotter. Aber obwohl gerade die 
Potsdamer HausbesetzerInnen genug Grund 
gehabt hätten sauer und wütend zu sein 
(durch das Erlebnis der Räumung der Kul- 
tur-Fabrik und eines besetzten Hauses ın 
der Gutenbergstraße, einen Tag vor der 
Olympiaentscheidung), griff keineR nach 
einem Stein. Die 25 Festgenommenen wur- 
den mit übermäßig angezogenen Plastık- 
Handfesseln ın dıe Treskow-Straße ge- 
bracht. Nach einer Stunde war der letzte 
_ wieder draußen, sodaß sich alle gemein- 
samınder besetzten Musikschule das selbst- 
gemachte Video von der Aktion anschauen 
konnten. Immerhin: Potsdam ist eine Reise 
wert. gh 


amnesty-Eilaktion für Ost- 
Timor 


amnesty international sorgt sich um die 
Sicherheit 53 bekannter und weiterer unbe- 
kannter Studenten, die von indonesischen 
Sicherheitskräften vor dem Besuch eıner 
Delegation des USA-Kongressesam 1. und 
2. September 1993 in Osttimor verhaftet 
wurden. Der gegenwärtige Aufenthaltsort 
ist unbekannt. Augenscheinlich handelt es 
sich um gewaltfreie politische Gefangene, 
die allein wegen friedlicher politischer Ak- 
tivitäten inhaftiert wurden und möglıcher- 
weise gefoltert und mißhandelt werden. 
Fest steht, daß Demonstrationen ver- 


hindert werden sollten. Die indonesischen. 


Militärbehörden bestritten jegliche Fest- 
nahmen, räumten aber ein, daß etwa 50 
Jugendliche vor Eintreffen der Delegation 
zu einem ““Unterweisungskurs’’ geschickt 
wurden. Personen, die zu einem solchen 
Kurs geschickt werden, werden oftmals 
gezwungen, das Militärquartier nıcht zu 
verlassen. und an politischen Schulungs- 
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kursen über dıe indonesische Staatsideo- 
logie ‘“Pancasiıla’’ teilzunehmen. ImKlartext 
heißt dies militärisches Arbeitslager in ent- 
legenen Gebieten. 

Auch über Verhöre Dutzender ande- 
rer Personen nach dem Kongreß-Besuch 
liegen aı Berichte vor. 

Zur Erinnerung: Ost-Tımor ist seit 
1975 von Indonesien militärisch okkupiert. 
Seitdem sind Menschenrechtsverletzungen 
bis hin zu extralegalen Hinrichtungen an 
der Tagesordnung. Politische Gefangene 
werden ohne Kontakt zur Außenwelt fest- 
gehalten, gefoltert oder mißhandelt, um 
‘““Geständnise’’ und geheimdienstlich 
verwertbare Informationen von ihnen zu 
erpressen. Angehörigen, Anwälten und 
Vertretern des Internationalen Roten Kreu- 
zes wird der Zugang verwehrt. 

ai empfiehlt eiligst per fax und 
telegramm zu protestieren. 


Appelle an: 

Alı Alatas, Minister of Foreign Affairs, 
Kementerian Luar Negero, Jalan Taman 
Pejambon 6, Jakarta, Indonesien 

Telex: 073 44209; 073 44469 deplu jkt 
Telegramm: Foreign Affairs Minister, 
Jakarta, Indonesien 

Fax: (0062)21 36 7781; (0062)21 36 7782 


General Feisal Tanjung, Commander ofthe 
Armed Forces, Markas Besar ABRI, Jl. 
Merdeka Barat 13, Cilingkap, East Jakarta, 
Indonesien 

Telex: 073 46116 menhub ıa; 073 44310 
dephub ıa 

Telegramm: gentanjung, markasbesarabri, 
jakarta, indonesien 

Fax: (0062) 21 36 1471 (Hauptquartier der 
Streitkräfte); (0062) 21 37 8144 (Haupt- 
quartier des Heeres), (0062) 21 35 6404 


Colonel Suntoro, Commander Resort 
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Military Command, (KOREM) 164, Diılı, 
Timor Timur (Indonesien) - 
Militärkommandant für Osttimor 
Telegramm: col suntoro, korem 164, dilı, 
timor timur (indonesien) 


Kopien der Proteste an: 


Botschaft derRepublik Indonesien, Kanzlei, 
Bernkasteler Str. 2, 53175 Bonn 

Telex: 886 352 indo d; 886 760 ındo d; 886 
781 ındo d 

FAX: 0228-31 13 93 (S.E. Herr Dr. Hasjım 
Djala 


Post 


Offensichtlich, weil jetzt erst die Sommerpause herum ist, erreichte uns im vergan- 
genen Monat ein ganzer Schwung von LeserInnenbriefen zu umstrittenen Artikeln. 
Wir nehmen uns deshalb diesmal den Platz, das meiste davon abzudrucken. 


Als Reaktion auf die Ausgabe von 
“Horch&Guck im Exil’’ im letzten “tele- 
graph?’ erhielten wir aus Kreisen des 
Bürgerkomitees folgende Zuschrift und 
fühlen uns aus prinzipiellen Gründen 
zum Abdruck veranlaßt: 

An Horch&Guck im Exil. Achgott- 
chen! Ein Komplott! Ein Rechtsruck! Hans 
Schwenke und die FDP! Ihr behauptet, daß 
euch der ‘“Vorstand”” (beziehungsweise: der 
Vorstand) des Bürgerkomitees vertrieben, 
verbannt, ins Exil (vom lateinischen 
Exilium), also zu einem Leben außerhalb 
des heimischen Bodens (heuzutage heißt 
das: der Pfründe), gedrängt hat. Und ihr 
wıßt es doch genau, seid aber nicht Manns 
genug, es zu bekennen, weil dıe ganze 
Wahrheitnoch peinlicher für euch wäre: die 
Kollegen - die Basis -, wollen wenig oder 
nichts miteuch zutunhaben. Und sie waren 
es, die den Vorstand zu längst überfälligen 
Reaktionen gedrängt haben (wobei sie da- 
bei gewissermaßen offene Türen einliefen), 
und zwar nicht wegen eurer schicken poli- 
tischen Gesinnung - damit läßt es sich im- 
merhin leben -, sondern wegen eurer 
menschlichen Qualitäten. 

Ja, es scheint die Stunde der 
Demagogen zu sein (oder sollten wir nicht 
angemessener sagen: der Demagoß: chen), 
derjenigen, die - so richtig - nur eines kön- 
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nen: sich hinter anderen zu verstecken, mit 
dem Finger auf wiederum andere zu zeigen, 
um sich selbst vor jeglicher Verantwortung 
zu drücken... 

Ihr seid ein Parade-Beispiel für das, 
was viele Menschen der ehemaligen DDR 
- leider bis heute - hauptsächlich charakte- 
risiert, nämlich die Differenz zwischen 
unverhältnismäßigem Anspruch und 
unverhältnismäßigem Nicht-Können: da- 
herdie schnieken Wort-oder Begriffshülsen, 
die ihr nicht schafft mit Realität zu füllen; 
daher die verzweifelten Angriffe unterhalb 
der Gürtellinie, daher die Denunziationen... 

Euer Scham-und Sprachgefühl ıst so 
gering entwickelt, das Wort Exil euch nıcht 
zu kostbar, als daß ihr darauf verzichten 
würdet, es für eure durchsichtigen Zwecke 
zu mißbrauchen. 

Dabei wißt ihr nicht einmal genau, 
wie ihr es eigentlich ausdrücken wollt und 
der Leser ist peinlich berührt: Exil einmal 
ohne und einmal mit Gänsefüßchen... - ım 
Exil oder im ‘“Exil’’? Und wenn ıhr euren 
Zustand nicht einmal richtig bezeichnen 
könnt, was mag eigentlich dran sein an 
eurem Erguß? 

An den telegraph: Also, wenn sıch 
nicht einmal die Bürgerbewegten unterein- 
ander verständlich machen können, was 
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wollen wır dann eigentlich noch? Wır - 
jedenfalls - haben unsere Erfahrungen mit 
den Herausgebern von ‘“Horch&Guck im 
Exıl’’ machen müssen - nun seid ıhr dran: 
Herzlichen Glückwunsch! Sie, die die 
““Lebenswirklichkeit’’, dıe “‘aktuelle 
Brisanz’’ undRelevanz’’ (merkt ihr nıchts?) 
für sıch gepachtet haben, beherrschen nicht 
einmal das kleine Einmaleins der journalı- 
stıschen Arbeit: sie sınd nıcht ın der Lage, 
ordentlich zu recherchieren, sıe befinden 
sıch mit der Wahrheit auf ständigem 
Krıegsfuß und sıe haben mit der deutschen 
Sprache auch so einige Probleme... - Nun 
wollt ıhr, daß wır begreifen sollen, daß ıhr 
- der telegraph - so etwas gut findet und es 
auch so haltet...? 

Ihr schreibt: *“Wır wenden uns... 
dagegen, daß die personellen Konsequen- 
zen... wıeder dazu führen, daß das 
Bürgerkomitee weiter nach rechts rückt.’’ 
Wir verstehen, daß ihr euch wendet. Wır 
verstehen aber nicht: wogegen. Wen und 
was meint ihreigentlich? Wieso ‘“wıeder’’? 
Und wieso “weiter nach rechts’’? Wir sınd 
also schon rechts und sind dabei, noch 
rechter zu werden! Warum seid ihr so lau- 
warm, so humorlos? Konsequent wäre: 
Alles, was nicht RAF-(Partei) ist, istrechts, 
basta! 

Menschenskinder: Merkt ıhr denn 
gar nicht, daß dieser zweifelhafte politische 
Auswurf, dem ihr Vorschub leistet und den 
ihr partout uns anhängen wollt, nur einen 
einzigen Sinn macht: nämlich von den 
menschlichen Defiziten derjenigen abzu- 
lenken, die - clever getarnt - sich in der 
Öffentlichkeit mit - politisch - linker Gesin- 
nung schmücken, aber vor-leben,daß 
beı ıhnen ““links’’ aus der Gaunersprache, 
nämlich von “link” oder ‘linken’ -ım Sınne 
von “jemanden auslinken’’ kommt...? 

Was wıßt ıhr eigentlich von uns? 
Bevorihrzueiner Erwiderung ansetzt, denkt 
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doch erstmal nach und dann: kommt ein- 
fach mal vorbei! 
Wermer Kiontke, 
Bürgerkomitee ‘‘15 Januar” 


Josh Sellhorn, der Chefredakteur der 

weiterexistierenden Zeitschrift "Horch 

und Guck", meint: 

... Entgegen Eurer Darstellung hatte sie (die 

Spaltung der Red. ‘“Horch und Guck’ - die 

Red. ) - zumindest aus meiner Sicht - keine 

politischen Gründe. Es ging dabei um die 

Konzeption, um die Essenz der Zeitschrift. 

Wir, die wır jetzt ““Horch und Guck” 

weiterführen, wollten die schon vorhande- 

ne Richtung zu einer soliden historisch- 

literarischen Zeitschrift weiter ausbauen, 

wozu uns auch die einhellige Zustimmung 
namhafter Historiker ermutigt; die ande- 
ren, die sich bei Euch mit dem sogenannten 
““Horch und Guck ım Exil’’ verabschiede- 
ten, wollten daraus eine mehr aktuelle Zeit- 
schrift machen. Abgesehen davon, daß ich 
ein solches Projekt durchaus für nützlich 
halte - und mich auch selbst im linken 
politischen Spektrum sehe, allerdings wirk- 
lichen Pluralismus zupraktizieren versuche 
-, meine ich doch, einenur allezwei Monate 
erscheinende Zeitschrift sei dafür ungeeig- 
net. Umes anders zu sagen: Es würde einen 
Sinn machen, wenn es neben der bestehen- 
den ‘“Horchund Guck’’ beispielsweisenoch 
einen wöchentlich oder monatlich erschei- 
nenden Report “‘Horch und Guck aktuell” 
gäbe. ( Dagegen sprechen leider die nicht 
zu verkraftenden Kosten. Und andererseits 
gibt es ja auch immerhin den “‘telegraph’”, 
der auf diesem Feld aktıv ıst. ) Eine Verei- 
nigung beider Konzeptionen aber erscheint 
mir unmöglich und böte ımmer wieder 
Anlaß zu zermürbendem Streit, wie natür- 
lich auch persönliche Empfindsamkeiten 
bei der Spaltung von ‘‘Horch und Guck’’ 
eine Rolle spielten. .. Josh Sellhorn 
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“HORCH UND GUCK’’ 

hat sıch keineswegs von seinen Leserinnen 

und Lesern verabschiedet, wıe es ım der 
Nummer 9/93 des "telegraph” beigefügten 
"Horch und Guck im Exil" behauptet wurde, 
sondern ist nach wie vor als historısch- 
literarische, populär-wıssenschaftliche 
Zeitschrift jeden zweiten Monat, herausgegeben 
vom Bürgerkomitec "15. Januar" Berlın, 

zum Preis von 5.- DM jc Heft erhältlich, 


“HORCH UND GUCK’ 

beschäftigt sich mit der Stasi-Vergangenheit und 
der DDR-Geschichte sowıe mit aktuellen 
Problemen, dıe mit der Bürgerbewegung 

im Zusammenhang stehen. 


“HORCH UND GUCK’’ 


legt größten Wert auf pluralistischen 
Meinungsstreit und Toleranz ım 
Umgang mitcinander, 


“HORCH UND GUCK” 


kann man in Einzelexemplaren erwerben 
oder abonnieren; man wende sıch an: 
Vertrieb ‘‘'Horch und Guck'’, Uwe Boche, 
Dokumentationszentrum, 

Seelower Straße 14. 10439 Berlın 
(Telefon: 030 / 4482366); 


“HORCH UND GUCK’’ 

kostet im Jahresabonnement (6 Hefte) 
30.- DM plus 10.80 DM Vertriebskosten 
gleich 40.80 DM; mit der ersten 
Heftsendung kommt eine Rechnung. 


Ein ander Leser schreibt: 
Die Publikation ‘‘Horchund Guck” hatsıch 
auf mysteriöse Weise verdoppelt. Horchen 
und Gucken in Stereo! Einmal real und 
einmal “im Exil”’. Doppelt, das heißt nicht 
im Sinne für Früh- und Spätaufsteher, oder 
für Weiblein oder Männlein (oh, welche 
Möglichkeiten ließen sich danocherschlie- 
Ben). 

“Horch und Guck’ gibt eseinmal für 
die ““Rechten’’ undeinmal für die “Linken”. 

Das sich laut eigenen Aussagen nach 
der letzteren Zielgruppe orientierende 


mal was neues. Dafür mußte der “‘tele- 
graph’’ etwas kürzen, was aber nicht so 
schwer fiel, denn einige Redaktionsmit- 
glieder waren ja ohnehin noch im Urlaub. 
Man sieht, Teilen muß eben nıcht weh tun. 
Man kann sich dabei sogar etwas produzie- 
ren. 

Das Editorial stellt eine gewisse 
Rechtsorientierung im Bürgerkomite ““ 15. 
Januar’’ fest. Ineinerdernach demErschei- 
nen der neuen ‘““telegraph’’- Nummer ge- 
führten Diskussionen verwahrten sich Mit- 
glieder des Komites strikt gegen diesen 
Vorwurf. Diese Gespräche sind leider alles 
andere als in die Zukunft orientiert, sie 
gleichen eher einer Schadensbestands- 
aufnahme. 

Okay, das Bürgerkomite wırd nicht 
der Auslöser der nächsten Weltrevolution 
sein. DafürheißtesjaauchBÜRGERkomite 


.und nicht REVOLUTIONÄRES Komite. 


Im Gegensatz zu den passiven und dump- 
fen bis erzreaktionären Stimmungen im 
Volk, also unter den Bürgern, zeigt sich das 
Bürgerkomite durchaus als recht rührig, 
wenn auch nicht immer im Sinne der für uns 
optimalen Vorstellungen. In einem Bünd- 
nis, das nicht nur aus ““unseren’’ Leuten 
besteht, ist das wohl nıcht anders zu erwar- 
ten. Bei aller Kritik, etwa anläßlich des 
unkommentiert abgedruckten Schädlich- 
Artikels in der 7. ‘*‘H+G’’- Nummer, ıst 
diese Zeitschrift für mich ein durchaus 
lesenswerter Versuch, Zeitung zu machen. 

Die Anlehnung einiger, vielleicht 
auch nur eines der Komite- Vorständler an 
das FDGO- System ist natürlich blauäugig 
und kann der rückhaltlosen Aufklärung der 
Vergangenheit schaden. 


Redaktionsteil verschied feierlich im Rah- 
men einer eigens dafür eingeräumten Hälf- 
te der September- ‘“Telegraph’- Ausgabe, 
nicht ohne den Untergang des anderen 
““H+G’’ beschworen zu haben. 

Schön für den ‘‘telegraph”’. Endlich 


Doch diese durchaus begründeten 
Befürchtungenrechtfertigen keineswegs die 
letzte ‘“Telegraph’’- Aktion, nicht den Stil 
undauch nicht die peinliche Mutmaßungen 
inden Vorwörtern des letzten ‘“Telegraph’’- 
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und °“H+G- Exıl’’- Drehheftes, dıe sıch auf 
äußerst schlampig geführte Recherchen 
begründen. 

Wenigstens hat das Bürgerkomite 
von einer Anzeige gegen den “‘telegraph’’ 
Abstandgenommen. Die Staatsanwaltschaft 
dürfte ja nicht gerade der geeignete Mittler 
In einem solchen Konflikt sein. 

Inder Konsequenz spalten sıch Grup- 
pen nochmal und nochmal und nochmal. 
Der einzelne Mensch, alleingelassen, spal- 
tet sıch nochmal und nochmal und noch- 
mal. Viele Fälle fürden Herr Doktor Maaz. 

Wir können uns den Luxus des kon- 
sequenten Auseinandergehenseinfachnıcht 
mehr erlauben. Ich halte es für besser jetzt 

in Verbindung zu bleiben und an 
Gemeinsamkeiten weiter zu machen, als 
später, wenn unsere einzelnen Projekte ein- 
gegangen sind, oder vielleicht noch später, 
ın den Knästen oder Konzentrationslagern. 

Das dumme ıst, daß das eigentlich 
jeder weiß. Moltı 


Red: Vielleicht wäre es doch sinnvoll, sıch 
mehr an die Faktenzu halten. Z.B. hatte das 
Bürgerkomitee zunächst beschlossen, ge- 
gen uns zuklagen. Daß sie das mittlerweile 
nicht mehr tun wollen, ist möglicherweise 
auf den Rat der Anwälte zurückzuführen; 
vielleicht hat man sich auch ohne dies dazu 
entschlossen, sıch nicht lächerlich und un- 
möglich zu machen. Eın Verdienst ist es 
jedenfalls noch nicht. Im übrigen ist der 
Streit der Vater aller Dinge 


Ein anderer Leser übt eher an der 
formalen Seite des ‘“‘telegraph’’ Kritik 
und schickte uns eine *‘ Einführung in die 
hohe Kunstform des uneigentlichen 
Sprechens’’: 

Laßt nur weiter eure Gänschen über das 
Papier schreiten, sie verleihen mit ihren 
kleinen, unscheinbaren Füßchen einen 
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Hauch des Ungewissen, nicht geglaubten 
und doch verstandenen. ‘“Ich sage nicht so 
zu dem Ding’’, sagt der Schreiber mit dem 
Gänsefuß, auf dem bekanntlich keine Fe- 
dern wachsen, und kein rechter Gänsekiel 
zu holen ıst, ‘“aber ein besseres Wort habe 
ıch auch nicht. Wenn ich zu einem Mann 
>Mann< sage, dann gebe ıch ıhm doch zu, 
daß er einer sei, auch wenn er es nicht ist. 
Also muß ich sagen:>>Mann<< oder: 
>>>Mann<<<, je nach dem, um wieviele 
Ecken ıch jeweils herumdenke.’’ 

Einmal war die abendländische 
Denkweise als direkt bekannt, als fest auf 
einen Punkt gezielt, den sie früher oder 
später einmal genau zu treffen hofft. Und 
nun ist mit seinen Gänsefüßchen der Zen 
gekommen. Martin Erren 


Red: Das weısen wır ““entschieden’’ von 
uns! 


Peter Klepper,einehemaligerDDR-Bür- 
ger, der bis zur Wende in Westberlin 
leben mußte, aber als Westberliner 
Austauschlehrer mit den gewendeten 
Verhältnissen in Ostberlin auch nicht 
sehr viel Glück hatte, schreibt uns zu 
seinem Artikel in "Horch&Guck im 
Exil" - "telegraph 9/93 einen Nachtrag 
"Neues aus Berlin-Lichtenberg'": 

Die amtierende Gymnasıal-Schulrä- 
tin Marion Weigelt bleibt sich treu: "Ehe- 
malige FDJ-Funktionärin setzt alte Prakti- 
ken als jetzige Schulrätin fort." Nach den 
Sommerferien hat die Linie des Schulamtes, 
nach Möglichkeit IM’s des MfS als Lehrer 
weiterzubeschäftigen, erhebliches Aufse- 
hen am 6. Gymnasıum Lichtenberg 
("Coppi-Gymnasium') ausgelöst. Immer- 
hin 16 LehrerInnen der Schule haben in 
einem konkreten Fall in einer Protesterklä- 
rung an das Schulamt kritisiert, daß3 sie mit 
einem Stasi-Spitzel zusammenarbeiten sol- 
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len. Der zuständige Stadtrat, Jürgen Berg- 
mann (SPD) hat daraufhin dem Kollegium 
erklärt, daß er sich nur im äußersten Notfall 
von einem Lehrer wegen IM-Tätigkeittren- 
nen wolle. 

Dieser "Notfall" ist wohl ın der 
Nachbarschule, dem 4. Gymnasium, einge- 
treten: Hier mußten nacheinander der 


Schulleiter (Herr Major) und sein Stellver- . 


treter entlassen werden, nachdem die 
Gauck-Akten eingetroffen waren. 

Hier stellen sich mehrere Fragen an 
das Schulamt: Warum wurden die beiden 
Schulleiter na ch der Wende eingestellt? 
Was wußte das Schulamt über deren politi- 
sche Vergangenheit? Pikanterweise gehör- 
ten dieMajor-Töchter zu den SchülerInnen, 
die die Schulrätin "Marion" (wiesie sie seit 
der Zeit des Pionierpalastes nannten) mit 
Negativ-Informationen über den mißlie- 
bigen Lehrer Klepper versorgen, damit 
dieser verschwindet - was dann auch ge- 


schah. 


Zum Artikel‘“AA-beh-Null’” 
Im ““telegraph”’ Nr. 7/8/93 habt Ihr einen 
äußerst polemischen Artikel abgedruckt, 
den den Versuch unabhängiger Antifa- 
Gruppen kommentiert, sich zu organisie- 
ren. Wir als Berliner Gruppen beteiligen 
uns an dem erwähnten Projekt (Antifaschi- 
stische Aktion / Bundesweite Organisati- 
on). Wir halten uns für eine Fortsetzung 
alter Fehler in der Linken, derartig 
unsolidarisch übereinander herzuziehen. 
Interessierten legen wir die erschienene 
Informationsbroschüre ‘‘EinSatz!’’nahe,in 
der wir unsere Politik ausführlich darstel- 
len (Bezugspreis 5 DM + Porto). Ebenso 
kann übert unsere Adresse auch direkter 
Kontakt hergestellt werden. 

Antifa A&P und FelS, C/o LAZ, 
Crellestr. 22, 10827 Berlin 
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Red: Indem Land, ın dem wir gelebt haben, 
gab's 40 Jahre lang die Parole ““keine 
Fehlerdiskussion’’. Uns reichts! Übrigens 
soll bei der AA-beh-Null unser Artikel gro- 
Be Wut ausgelöst haben. Wider Erwarten 
haben wirdennochkeinerlei bösartige Briefe 
bekommen. Man hielt es offenbar für bes- 
ser zu schweigen. 


Auf Äußerungen über den Stalinismus 
in mehreren Artikeln von W. Rüdden- 
klau bezieht sich Piotr Kendziorek aus 
Warschau. P.K. schreibt: 
...Es ist natürlich wahr, daß linke Kritiker 
des Stalinismus immer ‘“‘eine verschwin- 
dende Minderheit”’ waren. Wenn man je- 
doch keine materialistische Analyse dieses 
Phänomens vorstellt, dann ist es leicht, eine 
bürgerlicher Erklärung und ihre Schlußfol- 
gerung anzunehmen: der Totalitarıismus ist 
in der sozialistischen Utopie schon vorhan- 
den, deshalb führt die Negation einer nicht 
perfekten Klassengesellschaft der bürgerli- 
chen Demokratie zu einer totalitären Hölle, 
inder die Entfremdung des Menschen nicht 
aufgehoben, sondern nur vermehrt wird. 
Diese typisch ideologische Erklärung ist 
vor allem gegen den Marxismus gerichtet, 
aber es ist nicht schwer, mit , mit diesen 
Argumenten auch die anarchistische und 
““undogmatische’’ Linkeanzugreifen. 
Wenn man Gründe für die Schwä- 
che der antistalinistischen Opposition un- 
tersuchen will, dann muß man auf’ die Zeit 
der Degenerierung der kommunistischen 
Parteien zurückgreifen. In den zwanziger 
Jahren war es sowohl für kommunistische 
Intellektuelle als auch für kommunistische 
Arbeiter sehr schwer, mit dem Stalinısmus 
zu brechen. Aus vier Gründen: 

1. Von Anfang der russischen Revo- 
lutionan gabes in den bürgerlichen Medien 
eineMenge von Lügen und Verfälschungen 
unddasKlassenziel dieser Kampagnen war 
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für jeden Kommunisten klar. Deshalb war 
es leıcht für dıe moskautreuen Bürokraten, 
den linken Antıstalinısmus als einen bür- 
gerlichen Antikommunismus vorzustellen; 

2. Für dıe Arbeiterbasis dieser Par- 
teıen waren sowohl die Spracheals auch dıe 
Probleme, dıe von der stalınıstischen Op- 
position gestellt wurden, ziemlich fremd 
und abstrakt (das beste Beispiel für die 
Bestätigung dieser These ist die berüchtigte 
Diskussion über dıe Möglichkeit der ‘“Er- 
bauung des Sozialismus ın einem Lande’ ’); 

3. Eın Bruch mit dem Stalınısmus 
bedeutete gleichzeitig den Bruch mit der 
Umgebung, ın der man Freunde und Be- 
kannte hatte, was auch eine Veränderung 
des bisherigen Lebensstils bedeutete. Man 
darf auch nicht dıe Methoden vergessen, 
dıe gegen ‘'Renegaten’’ von der stalinisti- 
schen Parteibürokratie angewandt wurden 
(Angriffe von Sturmtrupps, Verleumdungs- 
kampagnen usf.); 

4. Für einen Kommunisten bedeutete 
damals der Bruch mit der Partei entweder 
den Bruch mit der Politik überhaupt und ein 
Zurückziehen ıns Privatleben, oder die Tä- 
tigkeit ın einen von vielen kleinen, für das 
politische Leben unbedeutenden Organisa- 
tionen, dıe sich oft ın Politsekten verwan- 
delten. Das war das Haupthindemis für 
vıele kritische Intellektuelle, was oft zum 
Opportunismus führte (typisch ist z.B. der 
Fall von G. Lukacz). 

Es gab sicher objektive Gründe für 
das Fehlen einer starken revolutionären 
Organisation, die eine wirkliche organısa- 
torische und programmatische Alternative 
zum Stalinismus darstellen würde, aber es 
gab auch subjektive Faktoren. Für viele 
Mitglieder der ““rechten’’ Opposition war 
die ““linke”’ Opposition schlimmer als der 
Stalinismus und umgekehrt (z.B. Trotzkı 
unterstützte stalinistische Säuberungen ge- 
genden ““brandleristischen”’ FlügelderKPD, 
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obwohl seine Anhänger auch auf diese 
Weise ausgeschlossen wurden). Dieses 
Beispiel zeigtauch einen anderen Grund für 
die Schwächen und Inkonsequenzen der 
antıstalinistischen Opposition. Die autori- 
tären Seiten des Leninismus, die durch spe- 
zifische Bedingungen der russischen Revo- 
lution verursacht wurden (vor allem das 
‘‘Absterben’’ der Arbeiterklasse und 
Güterknappheit), waren eine große Bela- 
stung für die Entwicklung einer demokrati- 
schen, revolutionären Linken (z.B. Trotzki 
akzeptierte erst im Jahre 1936, in der ‘“ Ver- 
ratenen Revolution’’, den Parteienplura- 
lısmus ın einem Arbeiterstaat). 

Heute können wır feststellen, daß 
die einzige marxistische Strömung, die in- 
ternational eine linke Organisationsalter- 
natıve zum Stalıinısmus erbaut hatte, der 
Trotzkısmus war. Viele “undogmatische’’ 
Linke wollen es nıcht sehen, indem sie 
trotzkistische Tendenzen auf eine Ebene 
mit moskaustalinistischen oder maoi- 
stıschen Gruppen stellen. Der Beweis für 
den bürokratisch-autoritären Charakter des 
Trotzkısmus sollen seine Wurzeln in der 
bolschwistischen Tradition sein. Dabei 
übersieht man die Tatsache, daß der 
“ Leninismus’”’ E.MandelsundE. Honeckers 
etwas ganz unterschiedliches bedeutet. 

Es gibt natürlich auch innerhalb des 
internationalen Trotzkismus ““stalinoide’’ 
Tendenzen (z.B. ‘“Spartakisten’’), die sind 
aber eine kleine Minderheit. Deshalb ist es 
meiner Meinung nach falsch über das Pro- 
blem der antistalinistischen Linken zu 
schreiben, ohne den Trotzkısmus zu erwäh- 
nen. Ich denke, daß Sıe überhaupt das gan- 
ze Problem falsch stellen, indem Sie es 
einerseits auf die Einstellung von einigen 
Intellektuellen (V.Serge, A. Balabanoff) 
zum ‘‘roten Terror’’ und andererseits die 
Machtkämpfe innerhalb der herrschenden 
Bürokratie (Sinowjew, Kamenew, Radek, 
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Bucharin) reduzieren. 

Sowohl Sinowjew und Kamenew, 
als auch Bucharin, haben keine antıbüro- 
kratische Bewegung erbaut und das war 
auch hier nicht ihr Ziel (Radek war Mit- 
glied der linken Opposition, später zum 
Stalinismus ‘“bekehrt’’). Trotzkı dagegen, 
so wie Kollontai. Schlapnıkow und andere, 
waren zwar auch lange Zeit Mitglieder der 
Sowjetbürokratie und haben eine kleine 
Anhängerschaft innerhalb dıeser Bürokra- 
tie gehabt, aber im Gegensatz zu Sinowjew 
und Bucharin haben sie ihre gesellschattli- 
che Basıs außerhalb der Bürokratie, vor 
allem in der Arbeiterklasse gehabt. Des- 
halb darf man den Kampf der “linken Op- 
position’’. der ‘“Arbeiteropposition’’ undder 
“Gruppe des demokratischenZentralismus’’ 
nıcht zu einem Machtkampf der Bürokra- 
ten reduzieren, was besonders ım Falle des 
Trotzkismus nicht nur bürgerliche Histori- 
ker, sondern auch viele ““unabhängıge Lin- 
ke’’ tun (dabei ist es leicht zwei Sachen zu 
verwechseln - im Jahre 1921, währende der 
berüchtigten Diskussion über die Rolle der 
Gewerkschaften in Sowjetrußland, war der 
sogenannte ‘“Trotzkismus’’ in der Tat eine 
bürokratische Strömung, aber diezwei Jah- 
re später entstandene ‘linke Opposition’ 
war eine gegen Bürokratie und mit ihr ver- 
bundene NEP-Bourgeoisie gerichtete 
Arbeiteropposition, und ihre Mitglieder 
haben politische Ansichten nicht entspre- 
chend den bürokratischen Machtkämpfen 
verändert). 

Der Zusammenbruch des Stalınis- 
mus und gleichzeitig eine tiefe Krise des 
Kapitalismus bedeuten für die antistalıinı- 
stische Linke eine große Chance. Deshalb 
ist es wichtig, sektiererische Vorurteile zu 
verwerfen und eine Zusammenarbeit zu 
beginnen. Der erste Schritt für eine solche 
Zusammenarbeit wäre eine breite Diskus- 
sion über Erfahrungen und den heutigen 
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Zustand der ‘‘demokratischen Linken’’. In- 
teressante Beiträge für diese Diskussion 
sehe ich in der Zeitschrift ‘Avanti’ (z.B. 
‘“Sag, wer die GenossInnen sind’, ‘“Die 
Schwierigkeit, mit dem Stalinismus nach 
links zu brechen”’, Nr. 4/92). Auch der 
““telegraph”” ist ein guter Platz für eine sol- 
che Debatte. 

Mit solidarischen Grüßen, Piotr 
Kendziorek, NLR - ‘Strömung der 
revolutionären Linken’’, 4. Internationale/ 
Vereinigte Sekret. 


W.Rüddenklau: Ich will Piotr Kendziorek 
nicht zunnahe treten. Möglicherweise ist der 
Trotzkismus in Polen eine lebendige und 
eigenständige Strömung. Aber seit den 
Wendetagen kenne ich die verschiedensten 
in die DDR einfallenden Mitglieder inter- 
nationaler trotzkistischer Gruppen nur als 
unselbstständige, ferngelenkte Fanatiıker, 
die mit Mitteln der Geheimdiplomatie ar- 
beiten und nicht bündnisfähig sind, da sie 
Vereinbarungen mit anderen politischen 
Gruppen ständig brechen oder unterlaufen, 
sobald sie sich davon einen Vorteil verspre- 
&hen. Das hat vermutlich damit zu tun, daß 
sie sich als Vertreter des höheren Bewußt- 
seins ansehen und sich daher nur begrenzt 
an moralische Postulate gebunden fühlen. 
Ich weiß, daß ich nun sofort für einen ‘“bür- 
gerlichen Idealisten” erklärt werde, wenn 
ich sage, daß diese Gleichgültigkeit gegen- 
iiber den Mitteln und gegenüber der Ethik 
in die stalinschen Konzentrationslager ge- 
führt hat und bei Lenin und Marx angelegt 
war, die dergleichen für jeweilige Klassen- 
ideologie erklärten. Ich bin in der Tat der 
Meinung, daß es bei einer Zukunftsge- 
sellschaft um Ethik und Menschenrechte 
geht und der Weg dahin nicht über den 
Bruch von Ethik und Menschenrechten füh- 
ren kann. Es gibt zwischen Trotzkisten und 
den von Piotr Kendziorek so bezeichneten 
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“unabhängigen Linken’”’ noch einer Reihe 
anderer Meinungsverschiedenheiten, näm- 
lich beispielsweise über Sinn und Rolle 
einer Partei, Parteidisziplin, Toleranz, 
Funktionärsunwesen, Wahrheitsmonopol, 
Rede- und Pressefreiheit, demokratische 
Strukturen, usw.. Aber der Alleinvertre- 
tungsanspruch ıhrer ““wissenschaftlichen”’ 
Weltanschauung und die Stellung zur Ethik 
scheint mir für den Beginn eines Gesprä- 
ches mit den Trotzkisten zentral zu sein, 
denn es ist unsinnig und gefährlich mit 
Leuten Vereinbarungen zu treffen, die von 
vornherein diese Abmachungen für bürger- 
lichen Schmonzes und Mittel zum Zweck 
halten. 

Die anarchistische Machno-Armee 
wurde übrigens, wenn ich mich recht erin- 
nere, unter dem Kommando von Trotzki 
überraschend eingekesselt und vernichtet, 
unter Bruch eines bestehenden Bündnisver- 
trages. Natürlich - die Machno-Armee hat- 
te mıt der Vernichtung der in den Süden 
eindringenden weißen Armeen ihre Rolle 
erledigt und war in den Augen der 
Bolschewisten nurnoch ein Störfaktor. Das 
meine ich. 


Antwort auf den 3.Oktober-Aufruf der 
Ostblock (S) Gruppe, erschienen im 
“‘telegraph’’ 7/8 93. Angeblich aus dem 
Süden Ostdeutschlands, aber mit Berli- 
ner Poststempel. 
Es gibt keine deutsche Einheit ! 
Es wırd auch in absehbarer Zeit keine deut- 
sche Einheit geben. 
“Herrschaft ist in der DDR nicht nur durch 
den Besitz von Fabriken und durch ein 
dickes Bankkonto gekennzeichnet, sondern 
vor allem dadurch, daß sie von außen 
kommt, eine Fremdherrschaft ist.” ( alle 
Zitate aus dem kritisierten Text ) 

Klar, daß Reiche im Osten leiden, 
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wenn Sıe von noch Reicheren aus dem 
Westen unterdrückt und ausgenommen 


_ werden, aber den Leuten ist das wohl völlig 


egal. Oder ist es besser ‘“selbstbestimmt’’ 
fertig gemacht zu werden? 

In diesem Zusammenhang von 
“Kolonialbeamten”’ zu sprechen, bedeutet 
nicht nureine völllige Unkenntnis der ‘‘Neu- 
en Weltordnung””, sondern auch Ignoranz 
einerimNord-Süd-Konflikt stehenden Erde 
gegenüber. Die Analyse in diesem Artikel 
zu Ende gedacht, ergäbe als Folge die DDR 
als ein einzig Volk von Unterdrückten. 

Objektiv profitieren Ost- wie West- 
deutsche von den neokolonialen Verbre- 
chen Deutschlands, jedoch sind erstere im 
Verteilungsgerngel die letzteren. Diese 
Benachteiligung ist einer der großen Risse 
in der Gesellschaft, an dem sich natürlich 
genügend Hierarchien festmachen. Jedoch 
ist dıe ‘‘Ostgemeinschaft” auch nicht 
widerspruchsfrei, oder möchtet ihr euch 
mit schillernden Figuren wie P.M.Diste] 
zusammentun? Von dieser Sorte gibtsnoch 
mehr, nicht nur in den Apparaten. 

““ Vor dem Hintergrund dieser Erfah- 
rungen (Annexion, d.A.) vollzieht sich die 
Konstruktion von ostspezifischer Gemein- 
samkeit, in der sich die gemeinsame 
Betroffenheit von der Fremdbestimmung 
durch das westdeutsche System nieder- 
schlägt.’’ | 

Das ganze Land - ein einziges 
revolutionäres Objekt ! 

Oder könnten etwa Unterdrückte 
auch gleichzeitig ein bißchen Unterdrücker- 
Innen seın? Ein weiterer Haupt- bzw. 
Nebenwiderspruch muß her. 4: 1, gegen 
Rassısmus, Sexismus, Klassenunterdrük- 
kung und Westherrschaft. Obwohl, letzte- 
res ıst ja eigentlich schon teilweise in Punkt 
l (Rassismus) enthalten: Reduzierung auf 
eine Himmelsrichtung (Ossis, Ostblock etc 
...) und ebenso Punkt 2 (Sexismus): arme 
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deutsche Männer machen sich in dıe Ho- 
sen. 

Autonomiebewegungeneiner Volks- 
gruppe gegen den gemeinsamen Unterdrük- 
ker müssen noch lange nicht fortschrittlich 
sein, bloß weil sie gegen Fremdherrschaft 
und für nationale/regionale Identität (ost- 
spezifische Gemeinsamkeit”’)eintreten. Ein 
Blick über den Tellerrand inRichtung Osten 
genügt da hoffentlich. 

Es gibt überall progressive Kräfte, 
auch wenn sie nicht unbedingt von 100,- 
Begrüßungsgeld geblendet worden sind. 
Es ıst aber ganz richtig einen Bruch zu 
vollzuziehen, um Widersprüche, die 
zugekleistert werden, aufzubrechen, ein Wir, 
welches noch nicht existiert. Den platten 
Gegensatz Ost-West meinen wir damit aber 

‚bestimmt nicht. 

Die Revolution ist noch weit. 

Für den Anarchismus! 

“Ich bin nicht frei, solange noch eine 
einzige Frau unfrei ıst, auch wenn sıe ganz 
andere Fesseln trägt als ich. Ich bin nicht 
frei, solange noch ein einziger farbiger 
Mensch in Ketten liegt. Und solange seid 
ihr auch nicht frei.’ (Andre Lorde, vom 
Nutzen unseres Ärgers) 


Umwelt-Bibliothek Berlin, Schlie- 
mannstr. 22, 10437 Berlin, Tel. 6097771 
Vereinscafe: Dienstag - Freitag ab 21.00 
Uhr 

Jeden Donnerstag ab 17 Uhr Informa- 
tionsangebot zur totalen Kriegsdienstver- 
weigerung oder nach telefonischer Ab- 


sprache 
Mittwochs ab 20 Uhr Frauencafe 


28.8., 21 Uhr Vortrag über Sekten 

Bis 3.12. ‘‘Dekoration ist alles’’ Foto- 
Ausstellung von Frank Feiertag 

7.12. Ausstellungseröffnung Antifa 
Prenzlauer Berg und Edelweißpiraten 
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Matthias-Domaschk-Archiıv Jena, Am 
Planetarıum 14, 07743 Jena, Tel. 0364 1/ 
22755, geöffnet montags 18-21 Uhr 


Anarchistische Herbstakademie 


Um die Verbreitunganarchistischer Ide- 
en zu unterstützen haben das El Locco, 
der Infoladen Bambule und Colpo eın 
““Anarchistische Bildungsprogramm 
Berlin Herbst 93°” organisiert. Schwer- 
punkt der Kurse, die vom 6.10.-27.1193 
laufen, ist der Wirtschaftsbereich: 
Monetäre Katastrophenschutzübung. 

Dabei geht es um die Rolle der 
Zentralbanken und die Möglichkeit eı- 
ner Geldwertung ohne Zins und Speku- 
lation. Des weiteren stehen eine Einfüh- 
rung in die politische Ökonomie nach 
Res Strehle und freiwirtschaftliche Theo- 
rıen auf der Tagesordnung. 

Daneben gibt es ‘“Die braunen 
Zonen’’, Kurse über die Anfälligkeit 
selbstverwalteter, libertärer Projekte für 
rechtskonservative Ideen; ‘“Klassıker der 
Anarchie” ‚‘“Libertärer Antimilitarısmus 
und gewaltfreie Revolution’’ und 
“Anarchia inBerlin’”. 

Zu guter Letzt werden ım Kurs 
““ Theater der Unterdrückten’” Aktıonsfor- 
men vermittelt und gemeinsam erarbeı- 
tet. 

Programm und weiteres: Infola- 
den BAmbule, Schönhauser Allee 20, 
10405 Berlin-Prenzlauer Berg 
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Termine 


13.10. Berlin, 19.30 Uhr, ““Einberufungen’” 
Fılm von Michael Schehl, Gandhi-Informa- 
tıons-Zentrum, Lübecker Str. 44, 10501 
Berlin, 3941420 

20.10. Eberswalde, 19.30 Uhr, Begeg- 
nungszentrum Wege zur Gewaltfreiheit, 
Eısenbahnstr. 20, Gewaltfreier Einsatz in 
Konfliktgebieten - Beispiel Guatemala 
(Heike Kammer - Peace Brigades Interna- 
tıonal) 

21.10. Berlin, 19 Uhr, Lesung Klaus 
Schmude ‘Fallbeilerziehung’’, Mielke-Be- 
fehl: ‘Der VoPo Smolka ist aus erzieheri- 
schen Gründen hinzurichten”’, Gedenk- 
bibliothek zu Ehren der Opfer des 
Stalinismus, Hausvogteiplatz3, 10117 Ber- 
lın 

21.10. Berlin, 17.30, “Wege aus Gewalt 
und Rassısmus’’, Ignatz Bubis und 
antirassistische Inıtıativen, Haus der Kır- 
che, Goethestr. 26, Berlin-Charlottenburg 
22.10. Berlin, 19 Uhr, Bi-nationale Ehen, 
Indische Solidaritätsaktion, Begegnungs- 
stätte Beermannstr. 12, Treptow 
22.-23.10. Bielefeld, Gesamtschule 
Stieghorst, Am Wortkamp 3, Bundesweiter 
Kongreß “Der Krieg des Nordens gegen 
den Süden?’’, out of area - Einsätze und 
friedenspolitische Altemativen,K: Kreisver- 
band Grüne/Bunte Liste, Viktoriastr. 41, 
33602 Bielefeld, 052 1/179767, fax: /175944 
25.10. Berlin, 10 Uhr, Kammergericht, 
Witzlebenstr. 4, Saal 215, Verhandlung 
gegen das Unternehmen GESOBAU, das 
seit Jahren Mieter tyrannisiert und 
Steuergelder mißbraucht 

25.10. Berlin, 19.30 Uhr, Provisorische 
Kunstausstellung, Videos, Galery-Staat- 
feınd, Seelenbinderstr. 24, 12555 Berlin, 
030/6527135 

27.10 Berlin, 1930 Uhr, Gandhi heute, 
Referent Prof. Chandrabhal Tripathi, 
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Gandhi-Informations-Zentrum, Lübecker 
Str. 44, 10501 Berlin, 3941420 

27.10. Berlin, 19 Uhr, ‘‘Der Zerfall Jugo- 
slawiens’’ LesungFajkoDjuric, Stadtbiblio- 
thek Köpenick, Jägerstr. 1, Berlin 

28.10. Berlin, 19.30, HdD, Friedrichstr. 
165, 10117 Berlin, Rumänien - ein sicheres 
Herkunftsland?, Stefan Cooper (ai) 

29.10. Erfurt, 10-16 Uhr, Fischmarkt, 
Aktionstag der Arbeitslosen 

29.-30.10. Berlin, ‘“Im Tabuentschlüs- 
selt sich der Zeitgeist”’, Symposium zu Li- 
teratur und Kunst in der DDR, Untersu- 
chungsergebnisseder Projektgruppe ‘“Wei- 
Ber Fleck’ literaturWERK statt, Majakows- 
kırıng 46, 13156 Pankow, 030/4824765 
29.-31.10. Wustrow, Friedensarbeit im 
ehemaligen Jugoslawien, Kurve Wustrow, 
Kirchstr. 14, 29462 Wustrow, fon: 05843/ 
507, fax: /1405 

01.11. Protestwanderung der BIOFFENe 
HEIDe, K: Cristina Schulz, Beethovenstr. 
1, 39576 Stendal, 03931/216267 
01.-05.11.  Wustrow, Rüstzeit für Zivil- 
dıenstleistende, ‘Umgang mit Rassismus 
und rechtsextremer Gewalt’’, Kurve 
Wustrow, Kirchstr. 14, 29462 Wustrow, 
fon: 05843/507, fax: /1405 

04.11. Berlin, 19 Uhr, Die SED und die 


polnische Krise, aus den Akten des 


Politbüros berichtet Prof. Dr. Manfred 
Wilke, Gedenkbibliothek zu Ehren der 
Opfer des Stalinismus, Hausvogteiplatz 3, 
10117 Berlin 

04.-05.11. Erfurt, 19.30 Uhr, ‘“BeFreier 
und Befreite’’, Kinoklub Hirschlachufer 
06.11. Erfurt, Antirassistische Aktionskon- 
ferenz und Demo, Thüringer Antifa-Info c/ 
o Joseph Grüne, Eıslebenerstr. 3, 99084 
Erfurt, Fax: 0361/6738299 

07.-18.11. Friedensdekade, z.B. im 
Erfurter Johannes-Lang-Haus Ausstellung 


telegraph 10/93 


elalatrinlaleimle 


DUVVUNWNENAVU ML 


onen In der Diskussion: 


Green-Card - Europäische Projektemesse 
»Lobbying« »-Soziales Wirtschaften - Akade- 
mie für Kollektives Manegement - Entwick- 
lungszentren für den Norden 
Verband der Alternativ-Zeitungen gegründet 
ETEIGESTEN] AUFTAKT zu einer neuen Zivi- 
lisation ÜEREIITICWLETHTENN Plädoyer von 


OB Beate Weber für mehr Toleranz... 
ETISTHT Warum die Genossin Luxemburg 
den Aufruf zum Frauenstreik unterschrieben 
hätte... Ökofa- 
schist veröffentlicht kritische Bibliographie 
über Erzbischof... Krtiftig Vom multikultu- 
rellen Ghetto zur interkulturellen Anerken- 
nung... u.v.m. 


IITETLITITTITTIT 
Das Alles und noch viel mehr... 
in CONTRASTE, für 8 Mark frei 
Haus! 

Mich will die neue CONTRASTE 


Meine Anschrift: 


8 DM in Briefmarken/Scheck 
habe ich beigelegt. 


Coupon bitte ausschneiden 
und einsenden an: 


CONTRASTE, Postfach 104520, 
69035 Heidelberg 108-4236 
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der Künstlergruppe Phönix F und des 
Gandhi-Informationszentrums Berlin 
09.11. Berlin, 17 Uhr Antifa-Demo, U- 
Bhf. Turmstr./Hertie, Antifa-Initiative 
Moabit 

10.11. 19 Uhr, Berlin, Ruschestr. 59, Haus 
1, Sieghard Pohl (Grafiker, ehem. polit. 
Häftling) Ausstellungseröffnung 

10.11. Erfurt, 20 Uhr, Stefan Krawczyk, 
Johannes-Lang-Haus, Allerheiligenstr. 10 
11.11. Erfurt, 20 Uhr, *‘FrauenimKrieg” - 
Vergewaltigungals Waffe und Siegerpose?, 
Johannes-Lang-Haus, Allerheiligenstr. 10 
11.11. Berlin, 19 Uhr, ‘‘Die Waldheimer 
Prozesse’’ mit Autor Dr. Wolfgang Eisert, 
Gedenkbibliothek zu Ehren der Opfer des 
Stalinismus, Hausvogteiplatz3, 10117 Ber- 
lın 

12.-14.11. Erfurt, ““Gewaltfreihandeln” 
Seminar mit Mitarbeiterinnen des Mutlan- 
gener Carl-Kabat-Hauses, ESG Allerheilı- 
genstr. 15 

12:-14.11. Berlin-Wannsee, Für ein 
Grundrecht auf Wohnen (Ulrike Poppe) K: 
Ev. Akademie Brandenburg, Goethestr. 26- 
30, 10625 Berlin, 030/3191-0 

15.11. Erfurt, 20 Uhr, ‘“Menschenrechtund 
Menschenwürde’’, Vortrag von Volkmar 
Deile (ai), Johannes-Lang-Haus, Allerheili- 
genstr. 10 

16.11. 20 Uhr, Kampagne gegen Wehr- 
pflicht, Zwangsdienste und Militär, 
Oranienstr. 25, 10999 Berlin, Infoveran- 
staltung mit zwei türkischen Kriegsdienst- 
verweigerern (Doppelstaatler) 

17.-19.12. Wustrow, Antı-Rassismus- 
Training mit Robin Kendon, Graswurzel- 
werkstatt Köln, Kurve Wustrow, Kirchstr. 
14, 29462 Wustrow, fon: 05843/507, fax: / 
1405 

18.11. Berlin, 19 Uhr, Mielke und die 
Musen, Schriftsteller Joachim Waltherliest 
aus seinen Akten, Gedenkbibliothek zu 
Ehren der Opfer des Stalinısmus, Haus- 
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vogteiplatz 3, 10117 Berlin 

18.11. Berlin, Haus der Kirche, Rüstungs- 
steuerverweigerung als Friedensengage- 
ment, K: Ev. Akademie Brandenburg, 
Goethestr. 26-30, 10625 Berlin, 030/3191- 
0 

19.-21.11. Görlitz, Ist Gewaltfreiheit 
noch möglich?, Seminar mit Karl-Heinz 
Bittl-Drempetic, K: FBF, Hessestr. 4, 90443 
Nürnberg, 091 1/288500 

24.11. Berlin, Arbeitsgerichtsverfahren 
und Kündigungsschutzgesetz, Wirkstoff 
e.V. Weiterbildung für Frauen, 030/ 
2824350 

25.11. Aktionstag zur Gewalt gegen Frau- 
en: Solıdarıtät mit Flüchtlingsfrauen und 
Migrantinnen 

26.-28.11. Berlin, Amis raus aus Viet- 
nam-Russen raus aus Prag, K: Ev. Akade- 
mıe Brandenburg, Goethestr. 26-30, 10625 
Berlin, 030/3191-0 

1.-18.12. Eberswalde, Begegnungs- 
zentrum Wege zur Gewaltfreiheit, Eisen- 
bahnstr. 20, Anne-Frank-Ausstellung 
02.12. Berlin, 19 Uhr, Reiner Kunze liest 
“ DecknameL yrık’’ und‘‘AmSonnenhang’’, 
Tschechisches Zentrum, Leipziger Str. 60 
3.-4.12. Göttingen, Anarchistisch- 
antısexistisches Netzwerk, K: Buchladen 
Rote Str 10, 37073 Göttingen 

39.2. Breisach, Europäisches 
Treffen für TrainerInnen in Gewaltfreier 
Aktıon, K: FBF, Hessestr. 4, 90443 Nürn- 
berg, 09111/288500 

09.12. Berlin, 19 Uhr, Psychische Folter, 
Erinnerungen an den Stasi-Keller Hohen- 
schönhausen, Dipl.-Psychologe Hans-Eber- 
hard Zahn, Gedenkbibliothek zu Ehren der 
Opfer des Stalinismus, Hausvogteiplatz 3, 
10117 Berlin 

10.12.22. Berlin, Kampfum die Seele, 
"Operative Psychologie’’ der Stasi und die 
Folgen K: Ev. Akademie Brandenburg, 
Goethestr. 26-30, 10625 Berlin, 030/3191- 
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15.12. Berlin, Der Verein als Arbeitgeber, 
Wirkstoff e.V. Weiterbildung für Frauen, 
030/2824350 

16.12. Berlin, 19 Uhr, Verlust der huma- 
nen Orientierung, ‘Die SAchnürsenkel von 
Torgau’’, Jürgen Fuchs, Vortrag und Ge- 
spräch, Gedenkbibliothek zu Ehren der 
Opfer des Stalinismus, Hausvogteiplatz 3, 
10117 Berlin 

17.-18.12. Berlin, Gewaltexzesse und 
Gewaltverminderung (Rudi Pahnke),K: Ev. 
Akademie Brandenburg, Goethestr. 26-30, 
10625 Berlin, 030/319 1-0 

03.01.94 8.30 Uhr, Berlin und..., 
Bahnhöfe, Aktion gegen Einberufungen, 
u.a. Vernichtung von Erfassungsbögen, 
Musterungsaufforderungen, Einberufungs- 
befehlen u.a. Militäragitationsmaterial - 
Bitte mitbringen! 


Archiv für Sicherheits- und 


Entwicklungspolitik 
Dokumentation 


Bundeswehr - 


längst Out-of-Area 


Die wichtigsten Dokumente zum Thema: 

- Stoltenberg-Papier , 

- Verteidigungspolitische Richtlinien 

- Beiträge aus Militärzeitschriften 

- Texte aus der Linken, der Soli- und Frie- 
densbewegung 

- Texte aus der Friedensforschung 

- Positionen der Bundestagsparteien 

- Aktuelle Presseberichte 


Bestellungen (5,- DM + 2,- Porto) an: 
Archiv für Sicherheits- und Entwicklungs- 
politik, Postfach 1219, 48348 Everswinkel, 
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telegraph - Abonnement 


ch bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: tür 

__ 1Jahr (45.- DM) 

_ 1/2 Jahr (23.- DM) 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofem es nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


__auf Probe (2 Hefte für 6.-DM) 


Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken) ! 


An 

Redaktıon telegraph 
Schliemannstr. 22 
Berlin 0-1058 


Ich bestelle Exemplare 
der Sondernummer Mai/ 92 zum Preis 
von 4 DM pro Exemplar. Nur gegen 


Name: 


Datum/Unterschrift 


telegraph - das Geschenk 


Ich verschenke den telegraph als Abo für Str./Nr.: 
l Jahr (45.-DM) an: Ort/PLZ: 
Name: Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 


Str/Nr: on 
Ort/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


___ per Abbuchung Bar 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph” verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweise ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ist, bitte dıe Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mil der zweiten 
Unterschrift bestätigen. 

Fristen: \ 

Das Abo (nicht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sich automatısch, wenn nıcht spätestens 6 
Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph” noch nicht kenı 
Bar oder Scheck !). 

Geschenkabo: — : tkale h"_Abo! 
Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach eın telegraph 
Förderabo: 
Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdı 
unterstützen wollen, können das mit einem Fördera 
sind die gleichen wie beim normalen Abo. Wirtscha 
Auslandsabo: 
Wegen des erheb 
ke Findet sich auch ein Feld zum Bestellen der Sondernummer Maı/92 


(Mitte rechts auf der Karte). Nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck ! 


ıt. kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 


enen. daß sie eine Zeitschrift wie den "telegraph” 
bo für mindestens 70,-DM im Jahr tun. Die Fristen 
ftlich geht es dem "telegraph” nicht besonders gut. 


lich höheren Portos kostet ein Auslandsabo ım Jahr 60,-DM. 


seit 1970 


TRIMM DICH Fir. 


VERKAUF von Fitness- Kraft. und Body. 
huildinggeräten sowie Aufbaunahrung: 


Hantelstheihen 

Kurz- und Langhanteln 

Spezialhänke 

Druck- und Zugmaschinen 
 Spezialmaschinen 

Gewichtlieber-Gürtel 

Seminare für Bodybuilding 

Eiweiß ind Aufbaukonzentrate 


Stabil,funktioneil 
und preiswert! 


2 5441 Masburg 
pia = ‚Straße 7 Telefon: 02653/8697 
sche 


Kaisers® 
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